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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 — 31109 — 3384/58 Bonn, den 9. September 1958 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos-
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 25. April 1958 über Allgemeine Fragen 
des Handels und der Seeschiffahrt zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

und den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Konsular

-

vertrag vom 25. April 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union 

der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

nebst Begründungen mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut beider Abkommen in deutscher und russischer 
Sprache sowie eine Denkschrift nebst Anlagen I bis IV sind 
beigefügt. 

Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 196. Sitzung am 18. Juli 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem erstgenannten Gesetzentwurf wie aus der Anlage ersicht-
lich Stellung zu nehmen. Im übrigen hat der Bundesrat gegen 
beide Gesetzentwürfe keine Einwendungen erhoben. 

Die Bundesregierung hat sich der Auffassung des Bundesrates 
über die Zustimmungsbedürftigkeit des erstgenannten Gesetzes 
angeschlossen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 25. April 1958 

über Allgemeine Fragen des Handels und der Seeschiffahrt 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 25. April 1958 unterzeichneten 
Abkommen über Allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken nebst Anlage und Briefwechseln 
wird zugestimmt. Das Abkommen nebst Anlage und 
Briefwechseln wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen gemäß 
seinem Artikel 9 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Das Abkommen bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes der Zustimmung der gesetzgebenden 
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes, 
da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung 
bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er

-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Der Tag, an dem das Abkommen nebst Anlage und 
Briefwechseln für die Bundesrepublik Deutschland 
völkerrechtlich wirksam wird, richtet sich nach den 
Bestimmungen seines Artikels 9 und ist im Bundes-
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Abkommen 
über Allgemeine Fragen des Handels und der Seeschiffahrt 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Соглашение  
по  общим  вопросам  торговли  и  мореплавания  
между  Федеративной  Республикой  Германии  

и  Союзом  Советских  Социалистических  Республик  

DIE REGIERUNG DER 
BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und  

DIE REGIERUNG DER 
UNION DER SOZIALISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN 

IN DEM WUNSCHE, die Entwicklung der Wirtschafts-
beziehungen zwischen beiden Staaten zu fördern, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Die aus dem Gebiet eines der beiden Staaten stam-
menden Waren genießen sowohl bei ihrer Einfuhr wie 
auch bei ihrer Ausfuhr in das Gebiet des anderen Staates 
die unbedingte Meistbegünstigung hinsichtlich der Zölle 
und sonstiger mit der Einfuhr oder Ausfuhr von Waren 
verbundenen Steuern, Abgaben und Gebühren, hinsicht-
lich des Verfahrens bei der Erhebung dieser Zölle, 
Steuern, Abgaben und Gebühren, sowie hinsichtlich der 
Bestimmungen und Formalitäten, denen die Waren bei 
der Zollabfertigung unterworfen sind. 

Die Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht für: 

a) Vergünstigungen, die einer der beiden Staaten zur 
Erleichterung des Grenzverkehrs den Nachbarstaa-
ten gewährt hat oder in Zukunft gewährt; 

b) Vergünstigungen, die sich aus einer Zollunion er-
geb еп , die einer der beiden Staaten abgeschlossen 
hat oder in Zukunft abschließt. 

Artikel 2 

Jeder der beiden Staaten gewährt den Waren des 
anderen Staates in allen Fragen der inneren Steuern, 
Abgaben und Gebühren jeder Art die unbedingte Meist-
begünstigung. 

Artikel З  

Keiner der beiden Staaten wird für die Einfuhr aus 
dem Gebiet des anderen Staates oder für die Ausfuhr 
dorthin irgendwelche Beschränkungen oder Verbote er-
lassen oder aufrechterhalten, die unter analogen Be-
dingungen nicht gegenüber allen anderen Staaten An-
wendung finden. 

Die Bestimmungen dieses Abkommens erstrecken sich 
niсht auf Beschränkungen oder Verbote, die sich beziehen 
auf: 

a) di е  öffentliche Ordnung und die Sicherheit des 
Staates;  

b) den Schutz der öffentlichen Gesundheit, den Schutz 
von Tieren und Pflanzen gegen Krankheiten, schäd-
liche Insekten und Parasiten sowie den Schutz von 
Pflanzensamen gegen Degeneration. 

IIРАЕИТЕЛЬСТВ0 сIтЕДЕРАТ1 ВН0Я  РЕСПУБЛПК I^  
ГЕРМАНИИ  

и  
ПРАВПТЕЛЬСТВО  С0103 А  СОВЕТСКПХ  СОЦИАЛ I1СТ II-
ЧЕСКПХ  РЕСПУБЛИК ,  

ЖЕЛАЯ  СОДЕЯСТВОВАТЬ  развитию  зкономгшескпх  от -
пошенпй  между  обопмц  государствами ,  

ДОГОВОРIIЛПСЬ  0 НИЖЕСЛЕДУЮЩЕМ :  

Статья  1  

Товары , происходящпе  нз  террпторцц  одцого  из  До  сова -
ряпающвхся  государств , будут  пользоваться  как  при  ввозе ,  
так  ц  ири  вывозе  их  на  территорию  другого  Договаривающегося  
государства  безусловным  режгпгом  наиболее  благопрпятствуе -
м0й  IaцIII в  ОтнОшеIIшП  таможеIIНых  пОШППII п  прочих  палОгОв  
н  сборов , связанных  с  ввозом  плп  вывозом  товаров , в  отпошепнп  
способов  взцманпя  указапнь  У  пошлпп , палогов  п   сборов ,  
а  такжс  в  OTцoшеIIIIII правил  п  гюрмальностегг , которым  под-
вергаются  товары  при  тацожеяяоц  обработке .  

Iпостаиовлеппя  цастонщей  статьи  це  распростраиются :  

а) па  прсимущества , которые  предоставлены  или  могут  
быть  предоставлены  в  будущем  одним  из  Договарнюваю - -
Т  д  хсЯ  государств  в  целях  ООлСгчеIПня  ПОграпичньIе  
спошенпй  с  соседтт ямги  государствами ;  

б ) ца  преимущества , вытекающие  из  таможецпого  союза ,  
закл°очёвяого  одним  пз  ДОговарввающихся  государств  
или  могущего  быть  заключёгнпым  в  будущелг .  

Статья  2  

Каждое  цз  обоих  Договаривающптся  государств  будет  
цредоставлять  товарам  другого  государства  безусловный  ре-
жим  наибольшего  благоприятствовацця  во  всех  вопросах ,  
касающихся  внутренних  палогов  и  сборов  любого  характера .  

Статья  3  

Каждое  и з  Договарцвающнхся  государств  це  будет  уста-
навливать  или  сохрапять  в  Отношениа  ввоза  пз  территорш l  
другого  государства  или  вывоза  на  территорию  этого  послед -
него  каких -либо  ограничений  или  запрещенпй , которые  пе  при-
менялись  бы  в  Этом  отцошешгп , прц  аиалогпчных  условпях , Ко  
всем  другим  государствам .  

цоста iтовленця  настоящего  СОглашеппЯ  не  будут  относиться  
к  ограниче н иям  пли  запрещепням , касатОщпмся :  

а ) обпцественпого  порядка  П  государствеппои  безопасности ;  

б )  охраны  общественного  здоровья , охраны  животных  или  
растений  от  болезней ,  вредных  насекомых  и  иаразитов  
ц  охраны  семии  растсипй  от  дегеиерацпи .  
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Artikel 4  

Die Schiffe jedes der beiden Staaten sowie die zuge-
hörigen Ladungen werden beim Anlaufen oder Verlassen  
eines Hafens des anderen Staates sowie während des  
Aufenthaltes daselbst gegenüber den Schiffen anderer  
Staaten in keiner Weise benachteiligt.  

Artikel 5  

Die Nationalität der Schiffe wird gegenseitig in Über-
einstimmung mit den Gesetzen und V оrschriften jedes  
der beiden Staaten auf Grund der von den zuständigen  
Behörden des jeweiligen Staates ausgestellten und an  
Bord befindlichen Schiffspapiere und Patente anerkannt.  

Urkunden, die die Konstruktion des Schiffes, seine  
Ausrüstung und seine Besatzung betreffen, sowie Мeß-
briefe, Registerzeugnisse und andere technische Schiffs-
papiere ähnlicher Art, die von einem Staat ausgestellt  
oder anerkannt sind und sich an Bord befinden, werden  
auch vоп  dem anderen Staat anerkannt. Demgemäß sind  
die Schiffe jedes Staates, die mit rechtmäßig ausgestellten  
Schiffsmeßbriefen versehen sind, von einer nochmaligen  
Vermessung in den Häfen des anderen Staates befreit;  
der Berechnung der Hafengebühren und Hafenabgaben  
werden die Angaben des Schiffsmeßbriefes über die ver-
messenen Registertonnen des Schiffes zugrunde gelegt.  

Artikel б  

Wenn ein Schiff eines der beiden Staaten an den  
Küsten des anderen Staates in Seenot gerät oder Schiff-
bruch erleidet, so genießen das Schiff, seine Besatzung,  
seine Fahrgäste und seine Ladung dieselben Vorrechte  
und Vergünstigungen, wie sie der andere Staat in der-
artigen Fällen einem eigenen Schiff, dessen Besatzung,  
Fahrgästen und Ladung gewährt.  

Die von einem Schiff, das in Seenot geraten ist oder  
Schiffbruch erlitten hat, geborgenen Gegenstände unter-
liegen keinerlei Zollabgaben, wenn sie nicht dem in-
ländischen Verbrauch zugeführt werden.  

Artikel 7  

In Anbetracht dessen, daß nach den Gesetzen der  
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken der Außen-
handel der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  
Monopol des Staates ist, erklärt sich die Bundesrepublik  
Deutschland mit der Errichtung einer Handelsvertretung  
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der  
Bundesrepublik Deutschland einverstanden. Die Rechts-
stellung dieser Handelsvertretung wird durch die Be-
stimmungen der Anlage geregelt, die einen untrennbaren  
Bestandteil dieses Abkommens bildet.  

Artikel 8  

Natürliche Personen, juristische Personen und Handels-
gesellschaft еn der Bundesrepublik Deutschland und na-
türliche Personen und juristische Personen der Union der  
Sozialistischen Sowjetrepubliken können vereinbaren,  
daß die aus den Verträgen in Handelssachen entstehen-
den Streitigkeiten der Entscheidung durch ein Schieds-
gericht unterworfen werden. Die Schiedsvereinbarung  
muß in dem Vertrage selbst oder in einer besonderen  
Vereinbarung vorgesehen sein, die in der für den Ver-
trag erforderlichen Form getroff еn worden ist. Eine  
solche Vereinbarung schließt die Zuständigkeit der staat-
lichen Gerichte aus.  

Die beiden Staaten verpflichten sich, die Vollstreckung  
von Schiedssprüchen, die auf Grund einer in Absatz 1  
erwähnten Vereinbarung ergangen sind, in ihrem Ge-
biet zuzulassen, ohne Rücksicht darauf, ob sie in dem  

Статья  4  
Суда  каждОго  ii OOOIIx Договарг lвающIIХся  государств  а  

их  грузы  про  входе  II выходе , а  такяtiе  во  время  пребываппя  
в  портах  другого  государства  пе  будут  поставлепьl во  всех  
отпошенцях  в  худшпе  условия , чем  суда  других  государств .  

Статья  З  
Ilацпопалыгость  судов  будет  взатпвго  призпаваться  согласпо  

закснам  п  постаповлешгям  каждого  пз  Договарцватощпхся  
государств  на  основания  докумептов  ц  патептоп , выданных  
пгдлежагцимп  властями  соответствутощего  государства  и  па-
ходящпхся  па  борту  судна .  

Документы , касаюи  иеся  конструкцш l судна , его  обору-
доваппя  п  судового  зкппагка , а  тактке  мерптельцые  п  регп -
стровые  свидетельства  я  другпе  подобные  техннческне  судовые  
документы , выданные  цлц  прпзпаваемые  одтттгм  из  Договарп-
ваюггргхся  государств  а  находяв цтеся  па  борту  судна , будут  
признаваться  д  другим  государством . Соответственно  этому  
суда  каждого  Догонарнватощегося  государства , сваб ,кёппьие  
закоппо  вьгдаипымп  мерптелыпьгои  свидетельствами , будут  
освобождаться  от  вторпчного  обмера  в  портах  другого  госу-
дарства , п  частая  вместимость  судна , отмечепная  в  свидетель-
стве , будет  приниматься  Ьа  основу  ттсчпслецпя  портовых  
налогов  а  сборов .  

Статья  б  
Если  судно  одного  па  ДОгова .рввающнхся  государств  ПО -

терпттт  бедствию  илии  кораблекрушетпге  у  берегов  другого  го -
сударсва , то  судно , его  эктшая;,, пассажиры  и  груз  будут  
пользоваться  теми  же  цретптуществамп  гг  льготамги , которые  
предоставляются  этнм  государством  в  таких  случаях  пацтто -
палытому  судгну , его  экипажу , пассажврам  п  грузу .  

Предметы  , сцасёгиные  с  судна , потерпеншего  бедствпе  или  
кораблекрушеппе , пе  будут  облагаться  никакими  таможеп -
цы  мц  пошлввамтт , если  только  этп  предметы  пе  бу-дут  яредпаз -
цачетьI для  ПОтребленця  втутрп  страньI.  

Статья  7  
Ввиду  того , что  по  законам  Союза  Советских  Соцпалисти -

ческпх  Республик  монополця  нттегпттей  торговли  в  СССР  принад -
лежит  государству , Федератцвная  Республика  Германии  согла -
шаетсн  с  тем , что  Союз  Советских  Соцпалпстпческпх  Республик  
учредит  в  Федератпвпой  Республике  Германии  своё  Торговое  
Представительство . Правовое  положение  указанного  Торго -
вого  Ilредставптельства  определяется  н  иоставо iю ;неяяямню  Прпло -
акешия  к  настоящему  Соглгивентно , составляющего  его  це -
отъемлсм  ио  часть .  

Статья  8  
Фпзпческпе  ли  в  щ , юртдттческиие  л l=ца  ц  торговые  о  бвгества  

Федера  ивнои  РСслублцкп  Германцш  п  ф IгЗтгческПе  лица  ц  
юртдпческне  лица  Союза  Советских  Соцаалпстцческпх  Респу-г  олик  могут  договариваться  о  том , что  споры , возш  каюгище  из  
заключаемых  гимги  торговых  сделок , будут  разрешаться  арбп - 
тра°шем . Договоренность  относптелыно  арбцтража  должна  
быть  предусмотрена  в  самой  сделке  или  же  в  отдельном  согла - 
шеици , облечёппом  в  требуемую  для  самой  сделки  форму .  
Такая  договорецность  исключает  подсудттость  государстнеи- 
пьлl суднм .  

Iхаждое  пз  Договарпватощпхся  государств  обязуетсн  давать  
псполнеппе  ца  своей  территории  арбптражиьлм  решениям ,  
вьцlесенным  па  осцоватшп  договоренности , упомянутой  в  пер -
вом  абзаце , независимо  от  того , была  лп  овин  нанесепы  ца  террц - 
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Gebiet eines der beiden Staaten oder in dem Gebiet 
eines dritten Staates erlassen sind. Für die Anordnung 
und die Durchführung der Vollstreckung eines Schieds-
spruches sind die Gesetze des Staates maßgebend, in 
dem er vollstreckt werden soll. 

Die Anordnung der Vollstreckung eines Schieds-
spruches kann nur versagt werden:  

a) wenn der Schiedsspruch nach dem Recht des Staates, 
in dem er ergangen ist, unter den Parteien nicht 
die Wirkung eines rechtskräftigen Urteils hat; 

b) wenn der Schiedsspruch gegen die öffentliche Ord-
nung des Staates verstößt, in dem die Vollstrek-
kung nachgesucht wird. 

Eine sachliche Nachprüfung des Schiedsspruches findet 
nicht statt.  

Artikel 9 

Dieses Abkommen wird so bald wie möglich ratifiziert 
und tritt am Tage des Austausches der Ratifikations-
urkunden, der in Moskau stattfindet, in Kraft. 

Dieses Abkommen gilt bis zum 31. Dezember 1960. 
Spätestens zwei Monate vor Ablauf seiner Gültigkeit 
werden die Regierungen der beiden Staaten wegen einer 
Verlängerung Verhandlungen aufnehmen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 25. April 1958 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 

von Brentano 

Lahr  

Für die Regierung der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

gezeichnet: 

A. Mikojan 

P. Kumykin 

торпи  одного  из  обоих  государств  нlлп  же  на  территории  
третьего  государства . Постаановление  об  исполненип , равно  
как  п  самое  исполнение  арбнгтражпого  решен  пя , осу  ществляет -
ся  цо  законам  того  государства , в  котором  оно  должно  быть  
испот  нено . 

r В  тгстго 3шеншт  аропгранитого  рев 1еттпп  может  быть  отгазапо  
лишь  в  следующих  случаях : 

а) если  арбнтражпое  решение  согласно  праву  государства , 
в  котором  опо  бьlло  вьшесепо , не  црнобрело  для  сторон  
зПачеопя  вступившего  в  силу  окончательного  рСшепиН ;  

б )  если  арбптражпое  решение  протпворечпт  публпчпому  
порядку  государства , в  котором  пспрашпвается  его  
исполнение .  

Проверка  арбвтражпого  решеппя  по  су  ществу  пе  может  
иметь  места .  

Статья  9  

Пастоящее  СОглашение  будет  ратпсхпнцпроваио  в  возмоагно  
красна  й  нппн  срок  п  вступтгг  в  силу  в  день  обмена  ратпфюикацнот l-
ТIы  мп  гралютал  н , который  будет  иметь  место  в  ЛТоскве . 

Соглашение  будет  действовать  по  31 декабря  1960 года .  

Не  позднее  чем  за  два  месяца  до  лстечеднн  срока  действия  
Соглашепття  Правительства  обоих  государств  вступят  в  пере -
ГОворьы  0 его  IIр0длеIIIIII.  

СОВЕР1I[Е110 в  Бонне  25 апреля  1958 года  в  двух  поцлиш-
ны  х  экземплярах , каждый  па  немецком  п  русском  языках , 
прпчет  оба  текста  пмеют  одинаковуно  силу . 

По  уполиомочпю  
Правительства  с1эедератпвногн  

Респубгпн~ н  Гермапип  

ПОдн 1 И ' ию :  

фон  Ере ii Таио  

Л  а  р  

- По  уполпомочю во  
I1равиительства  Союза  Советских  
Союиналсгпческпх  Республпк  

цодппси :  

А . Л^ ^пкояп  

П . Кумьгкп п  
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Anlage  
zum Abkommen über Allgemeine Fragen  

des Handels und der Seeschiffahrt  
zwischen der Bundesrepublik Deutschland  

und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  
vom 25. April 1958  

Rechtsstellung der Handelsvertretung  
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  

in der Bundesrepublik Deutschland  

Artikel 1  

Die Handelsvertretung der Union der Sozialistischen  
Sowjetrepubliken in der Bundesrepublik Deutschland hat  
folgende Aufgaben:  

a) Sie fördert die Entwicklung d еr Handelsbeziehungen  
zwischen der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken und der Bundesrepublik Deutschland;  

b) sie vertritt die Interessen der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken auf dem Gebiet des Außen-
handels mit der Bundesrepublik Deutschland;  

c) sie tätigt im Namen der Regierung d е r Union der  
Sozialistischen Sowjetrepubliken Hand еlsgeschäfte  

in der Bundesrepublik Deutschland.  

Artikel 2  

Die Handelsvertretung, die ihren Sitz in Köln hat, ist  
ein Bestandteil der Botschaft der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken in dеr Bundesrepublik Deutsch-
land und genießt dementsprechend die folgende Vor-
rechte:  

a) Die von der Handelsvertretung benutzten Räumlich-
keiten, deren örtliche Lage (Anschrift) in Köln je-
weils im Einvernehmen der beiden Regierungen  
festgelegt wird, genießen die Immunitäten und Pri-
vilegien, die den Räumlichkeiten d еr Botschaft der  
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der  
Bundesrepublik Deutschland auf Grund des Völker-
rechts zustehen;  

b) die Handelsvertretung ist zur Benutzung einer  
Chiffre berechtigt;  

c) der Leiter der Handelsvertretung und seine drei  
Stellvertreter genießen alle Immunitäten und Privi-
legien, die den Mitgliedern der Botschaft der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der Bundes-
republik Deutschland auf Grund des Völkerrechts  
zustehen;  

d) die Zahl der sonstigen Bediensteten der Handels-
vertretung wird jeweils im Einvernehmen der bei-
den Regierungen festgelegt;  

e) die unter d) genannten Bediensteten der Handels-
vertretung sind, soweit sie Staatsangehörige der  
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken sind,  
hinsichtlich der Bezüge, die sie als Mitarbeiter der  
Handelsvertretung erhalten, v оп  den Steuern der  
Bundesrepublik Deutschland befreit.  

Die Handelsvertretung unterliegt nicht den Bestimmun-
gen über das Handelsregister.  

Приложение  
к  Соглашенпю  по  общем  вопросам  торговли  и  мореплавания  
между  ([)едератиlвной  Республикой  Германии  п  Союзом  Со-  

ветскпх  СОЦIIалпСтнчССкпх  РССпублик  
от  25  апреля  1958 года  

Правовое  Положение  Торгового  
представительства  Союза  Советских  

Социалистических  Республик  в  Федеративной  
Республике  Германии  

Статья  1  
Торговое  Представительство  Со Iоза  Советских  Соцпалпстп -

ческпх  Республик  в  Федеративттогг  Республике  Германии  имеет  
следуюпцпе  зггдач  с :  

а ) с (,действСет  разввтпт0 торговых  отиоишен П  й  между  Феде -
ратттвпог f Республикой  Гермалгн т  п  СО IОзом  Советских  
( оциалистнческнх  Ресхублик ;  

б ) Пре . ставляст  нтгтерегЫы  Сон  за  Советских  Соцпалпстнче -
сынУ  Республик  в  области  кнсгнпей  торговли  с  Федера -
т  и  нои  Республикой  Герцаптпи ; 

н ) игугцеств  ляет  от  имени  Правптельства  Союза  Советских  
Сон  Республитк  торговые  операцин  в  снедс -
ратпвнои  Рес IП-бл  ше  Германии .  

Статья  2  
Торговое  Представительство , имеющее  своё  местопребы -

ватге  в  Пельпе , является  составной  частью  ilосольства  Союза  
Советскпх  Социалпстпческих  РеспублЕис  в  Фсдератпвттой  
Республике  Германии  яптользуется  соответствеппо  следующими  
ПрцвплегаАмиГ  

а ) помещения , занимаемые  Торговым  Ilредстаазительством ,  
местонахождение  (адрес ) которых  в  Келыве  будет  опре -
делаться  110  договоренности  между  обоими  Тправптель -
ствами , полюьзуются  пммупптетамп  п  прпвлпегпямц , по -
добатОщпмп  согласно  междупародному  праву  помещениям  
Посольства  Союза  Советских  Соцрналнстическпх  Респу -
блнк  в  Федератввной  Респуолпке  Гсрмапцн ;  

б ) Торговое  1Iредставптельство  имеет  право  пользоваться  
шифром ;  

в) руководтттель  Торгового  1 редставптельства  п  три  его  
заместителя  пользуются  всеми  вп  муввтеталш  :т  прпвп-
легииямн , цодобающими  согласно  мезкдуттародиому  праву  
членам  Посельс : Союза  Советских  Соцпалпстпческхх  
Республик  в  Федератювзпой  Республике  Герман  ю  пк ;  

г)  число  прочих  слунгап  их  Торгового  Предстг i внтельства  
будет  устанавливаться  по  договоренности  между  обоими  
Правительствами ;  

д) указаппь  е  в  пункте  сг>> служащие  Торгового  Iпредставп -
тельства , поскольку  ОНИ  являются  гражданами  Со  юза  
Советских  Социалистических  Республик , будут  осво -
бождены  от  палогов  Федеративиой  Республики  Герцапип  
па  доходы , которые  они  будут  получать  как  сотрудники  
Торгового  Представцтельства  Союза  Советсклх  Социа-
листических  Республик .  

Торговое  Представительство  пе  подлетпт  правилам  о  
торговом  реестре .  
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Artikel З  

Die Handelsvertretung handelt für die Regierung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken. Die Regie-
rung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
haftet nur für solche Handelsgeschäfte, welche die Han-
delsvertretung in der Bundesrepublik Deutschland abge-
schlossen oder garantiert hat und die von zwei dazu 
bevollmächtigten Personen für die Handelsvertretung 
unterzeichnet sind. 

Diе  Handelsvertretung veröffentlicht im Bundesanzeiger 
die Namen der Personen, die zu Rechtshandlungen in 
ihrem Namen befugt sind, mit der Angabe, in welcher 
Weise jede dieser Personen befugt ist, Rechtsgeschäfte 
auf dem Gebiet des Handels im Namen der Handelsver-
tretung zu unterzeichnen. Die Befugnisse dieser Personen 
gelten so lange, bis ihr Erlöschen in der gleichen Weise 
bekanntgemacht ist. 

Für Handelsgeschäfte, die im Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland ohne eine Garantie der Handelsvertre-
tung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken von 
sowjetischen Organisationen, gleich welcher Art, die nach 
der Gesetzgebung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken die Rechte einer selbständigen juristischen 
Person genießen, geschlossen worden sind, haften nur 
diese Organisationen. Für ein solches Handelsgeschäft 
haften weder die Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken noch die Handelsvertretung der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der Bundesrepu-
blik Deutschland noch sonstige sowjetische Organisa-
tionen.  

Artikel 4 

Die Rechte, Immunitäten und Privilegien, die der Han-
delsvertretung auf Grund von Artikel 2 Absatz 1 dieser 
Anlage gewährt werden, erstrecken sich auch auf ihre 
handelsgeschäftliche Tätigkeit, jedoch mit folgenden Aus-
nahmen: 

a) Streitigkeiten aus Handelsgeschäften, die von der 
Handelsvertretung nach Artikel З  dieser Anlage in 
dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland abge-
schlossen oder garantiert werden, unterliegen der 
Entscheidung durch die Gerichte der Bundesrepublik 
Deutschland, sofern nicht die Zuständigkeit eines 
Schiedsgerichts oder einer anderen Gerichtsbarkeit 
vereinbart worden ist; in diesen Streitigkeiten ist 
Beklagte oder Klägerin die Handelsvertretung der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der 
Bundesrepublik Deutschland. Hierbei sind jedoch 
Maßnahmen zur Sicherung von Forderungen gegen 
die Handelsvertretung nicht zulässig. 

b) Eine Zwangsvollstreckung aus rechtskräftigen Ur-
teilen, die gegen die Handelsvertretung über solche 
unter a) genannte Streitigkeiten ergangen sind, ist 
zulässig. Sie kann in das gesamte Vermögen der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der 
Bundesrepublik Deutschland betrieben werden, ins-
besondere in Vermögen, Rechte oder Interessen aus 
Handelsgeschäften, die von der Handelsvertretung 
abgeschlossen sind oder für die sie die Garantie 
übernommen hat, mit Ausnahme von Vermögen der 
in Artikel З  Absatz З  dieser Anlage genannten Orga-
nisationen. 

Vermögen und Räumlichkeiten, die nach internationa-
lem Brauch ausschließlich zur Ausübung politischer und 
diplomatischer Rechte in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken b е -
stimmt sind, wie auch die Räumlichkeiten, die von der 
Handelsvertretung benutzt werden, und die Einrichtung, 
die sich darin befindet, sind von jeder Zwangsvollstrek-
kung ausgenommen. 

Статья  3  

Торговое  Представгггельств0 действует  ОТ  IIмCII Право -
тнльства  Союза  Советских  Соцпалтгсг ] гческвх  Республик . IПрави-
тельство  Союза  Советских  Соцпалпстцческпх  Республик  иесёт  
ответственность  лишь  по  торговьiм  сделкам , которые  будут  :за -
клточепы  от  пметпи  Торгового  Представительства  пли  гараптпро -
Ва IIы  им  II пОдп  исаны  дв}'мя  хполпомОчецпымв  ца  ТО  лицами . 

Торговое  Представггтельство  будет  публиковать  в  «Бупдес -
апцеС1гер » фампли  и  лнц , иполиом  гчегтвых  от  его  имеют  к  пра-
вовым  действиям , с  указанием , в  гаком  порядке  каждое  из  
этих  лиц  имеет  право  подиисывать  торговые  обязательства  от  
имени  Торгового  продставцтельства ; полпомочпя  этих  лиц  
будут  счпта .тьс .я  действвте .зьиымг 1 до  тех  пор , пока  в  такой  е  
форме  не  будет  сделано  сообщепие  об  ох  аввулированвп . 

11о  торговым  сделкам , заключ  ,ины  т  па  территории  гредера-
тцпной  Республпол  Гермапцп  без  гарантии  Торгового  Пред-
ставцтельства  какимш  бы  то  ни  бь1л0 советскими  оргаптгзацпялпт , 
пользуюи ~пмося , согласно  законодательству  СССР , правами  
самостоятельных  Юр I1дпческПх  лиц , ответственIIость  несут  
лшвь  упомяпутьт  оргагитзгицпг . III Правительство  СССР , но  
Торговое  Представптс : гьство  СССР  в  ФРГ  ц  во  какие -либо  
дру-гпе  советские  Оргггииаапнп  не  песут  ответственности  по  
таком  сделкам . 

Статья  4 

Права, 	 гогы  в  прпгвилегвп , ттредоставляемые  Торго - 
вому  1Iредставптельств  согласно  первоцу  абзапи  статьи  2 
настоящего  Приложения , рас lгространяются  также  п  t его  
торгову Iо  деятельность , однако  со  следгюпдизюв  пзъвггпямц : 

а ) спорьl по  торговь ,м  сделкам , зак  зо  чёпьпг  плг 1 гараптцро -
ваппьпг  Торговым  Представительством  па  территории  
Фе ;дератявн 0 дг  РСспуU.1IS Германии  в  соответстшпl со  
статьей  З  ттастояицего  Првложепвя , цодлежат  рассмотре -
птио  судов  Федератпвпой  Республики  Германии , если  пе  
была  согласована  подссдцость  арбитражу  цлп  иная  под-
сидиость ; ответчпгом  плп  пстцом  по  таком  с lпорам  являетстг  
Торговое  Представительство  СССP в  Федератоаяой  Респу-
Тлике  Германии . 11ри  этом , однако , не  допускается  обес -
печеппе  требоваппд  к  Торговому  Прсдстагпгтелыитву ; 

б ) принудительное  псполпегпте  всех  вошедших  в  законную  
сплу  окончательных  судебпых  решепцгг , выпесеппых  
против  Торготого  Представительства  по  упомянутым  
в  П. «а » сПОрам , может  IЛICTb место . Оно  может  быть  
обращено  на  всё  государствеппое  имущество , прцпад-
лежаюцее  Союзу  ССР  в  Федератпвпогг  Республике  Гер-
мапиит , в  частности , па  имущество , права  п  интересы ,  
происходящие  цз  сделок , совершаемых  Торговым  Пред-
ставительством  пли  с  его  гарантией , за  исключением  
имущества , принадлежащего  органпзациям , указаппым  
в  абзаце  третьем  стать  и  3 настоящего  Прплокетгпя .  

имущество  п  помещеция , вредна  знтачепные  пск :вочптельпо  
для  осущвствлеивЯ  в  Федератюттп гигг  РеспуолптсеГермании  поли-
тических  п  дипломатг : гескпх  прав  Союза  ССР , в  соответетвцп  е  
международной  практикой , а  также  помеп ц  ния , занимаемые  
Торговым  Представительством , п  паходятцееся  там  двцжимое  
цмуп  ество  пе  будут  подлежать  никаком  мера  м  дртгн ^•дггтельного  
пзыскапця .  
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Artikel 5  

Dur сh die Errichtung der Handelsvertretung der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken in der Bundesrepu-
blik Deutschland wird die Möglichkeit von natürlichen  
Personen, juristischen Personen und Handelsgesellschaf-
ten der Bundesrepublik Deutschland nicht ausgeschlossen,  
unmittelbare Beziehungen mit sowjetischen Außenhan-
delsorganisationen zum Zwecke des Abschlusses und der  
Abwicklung von Handelsgeschäften zu unterhalten.  

Статья  5  
Учреждение  Торгового  Представительства  Союза  Советских  

Социалцстпческпх  Республик  в  Федеративной  Республике  
Германии  пп  в  коей  мере  пе  цскцочает  возможностей  для  
физических  лиц , юридических  лпц  п  торговых  обществ  Феде -
ратцвпой  Республики  Германии  поддерживать  пепосредствеп-
цые  отпошения  с  советскпми  впепгветорговьлш  организациями  
н  целях  заключения  ц  псполпения  торговых  сделок .  

Briefwechsel  

1  

Auswärtiges Amt 	 Bonn, den 25. April 1958  

Herr Minister!  

Bezugnehmend auf Artikel 1 des heute unterzeichneten  
Abkommens über Allgemeine Fragen des Handels und  
der Seeschiffahrt zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  
beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzuteilen:  

Es ist möglich, daß die Bundesrepublik Deutschland  
während der Geltungsdauer des erwähnten Abkommens  
mit anderen Staaten eine Freihandelszone bilden wird.  
Wenn dies geschieht, werden die Bestimmungen des  
oben erwähnten Artikels 1 sich nicht auf Zollerleichte-
rungen erstrecken, welche die Bundesrepublik Deutsch-
land den anderen Mitgliedstaaten der Freihandelszone  
gewährt, unter der Bedingung, daß die Regierung der  
Bundesrepublik Deutschland die Regierung der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken von ihrer Absicht,  
sich an einer Freihandelszone zu beteiligen, unterrichtet  
und ihr hinreichende Möglichkeit zur Konsultierung  
gewährt.  

Empfangen Sie, Herr Minister, die Versicherung  
meiner ausgezeichneten Hochachtung.  

Lahr  

An den  
Stellvertreter des Ministers  
für Außenhandel der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

 Herrn  P. N. Kumykin  

Bon п  



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode  Drucksache 545  

(Übersetzung) 

цпшгстерстио  Рцешп 0и  .[ ОрГ^ ы '>. л1 ^011 н , 5  1 ^[ ^)0л 1^ 19._)] Года  
СССР  

Господип  1 ^осол ,  

подтверждаю  полуцеппе  Рашего  письма  от  сего  чпсла  
след  юпц ^го  содеривапия :  

Ссылаясь  ] на  статью  1 ПОдпПСацпого  сег0 чнсла  СОГЛа-
теГ I и [я  по  общттм  воцросам  TOpIOBJH п  л]ор0ллавапия  между  
Союзом  Советскпх  Соцпалпстпчесгит  Респубппк  ц  (1)еде -
ратп1пои  РесПуба  ко l й  Герв ^агпи ^, тмею  честь  сообп  ить  Вам  
О  пжС  с .^ 0дуюп >,0е  

г  ВозМОО  НО , ЧТО  (1) едератпвлая  Республика  Герма ^^ни  в  
течецце  срока  деисТ 11гя 	 Соглашения  образует  
с  другим  г  госгдарства^п г  зопу  свободцой  торгов и и . ЕСли  
это  процзойдет , то  постаповлеппя  поцянутой  вь]ше  статьп  1  
)^('  будут  распрострацяться  па  предоставлн 0Мые  федера -
тпвпогг  Респу  блпгог 1 Гермапзп 1 дру  г 41ц  государствац  -  
vча ( ТООкаМ  зоп  св000дпой  торговлП  ЛЬГОТЫ  в  0тношении  
Тахо  геппыв  пошлнп , црп  условшг , что  Прапзительство  
с  едератпПн0и  Республнкн  Герматиш  пзвеетпт  Правите ..п^ство  
СССР  0 своем  намерецш l Участвопать  в  зоне  свободиой  
торгОвлиГ  п  предоставцт  (IIV дистато =пп- ]о  возцожность  511  
Б 01 1 сГльТацпн .»  

11110ю  честЬ  ((1061311 Г 1  0 у^0г :мг  сог .ласииг  с  сод0ржап и емг  :этого  
I исьца . 

^прггп гсе , господпп  11 () СОЛ , гвер 0ппя  1 110(0]  11 Ь110101'1  0 Вац  
ува 'г 1 ении .  

[^. К Vl^ Ь ^^О ^  

Госцодиау  НОс  л  Рольфу  Л  0^)  V,  
руноводитедю  делегацгпг  гнсдОратнон 0и  Рестп-б .и  кки  Г0рм tiшпг  
по  переговорам  с  д0зегацпей  Союза  СОвеТскпх  С:оцпалцстп-
чссг.ив  РеспУблп ^ г  
Б  0 ^^ 11  

Ministerium für Außenhandel Bonn, den 25. April 1958 
der UdSSR 

Herr Botschafter, 

Iсh bestätige den Erhalt Ihres Schreibens vom heutigen 
Datum, welches wie folgt lautet: 

„Bezugnehmend auf Artikel 1 des heute unterzeich-
neten Abkommens über Allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt zwischen der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken und der Bundesrepublik 
Deutschland beehre ich mich, Ihnen folgendes mitzu-
teilen: 

Es ist möglich, daß die Bundesrepublik Deutschland 
während der Geltungsdauer des erwähnten Abkommens 
mit anderen Staaten eine Freihandelszone bilden wird. 
Wenn dies geschieht, werden die Bestimmungen des 
oben erwähnten Artikels 1 sich nicht auf Zollerleichte-
rungen erstrecken, welche die Bundesrepublik Deutsch-
land den anderen Mitgliedstaaten der Freihandelszone 
gewährt, unter der Bedingung, daß die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland die Regierung der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken von ihrer Absicht, 
sich an einer Freihandelszone zu beteiligen, unterrichtet 
und ihr hinreichende Möglichkeit zur Konsultierung 
gewährt."  

Ich beehre mich, mein Einverständnis mit dem Inhalt 
dieses Schreibens mitzuteilen. 

Empfangen Sie, Herr Botschafter, die Versicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

P. Kumykin 

Herrn Botschafter Rolf Lahr, 
Leiter der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland für die Verhandlungen mit der 
Delegation der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 

B оnn  
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Auswärtiges Amt 	 Воnn, den 25. April 1958  

Herr Minister!  

Unter Bezugnahme auf Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d  
der Bestimmungen über die Rechtsstellung der Handels-
vertretung der Union der Sozialistischen Sowjetrepu-
bliken in der Bundesrepublik Deutschland (Anlage zu  
dem heute unterzeichneten Abkommen über Allgemeine  
Fragen des Handels und der Seeschiffahrt zwischen der  
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken) beehre ich mich, im Namen  
meiner Regierung die zwischen uns getroffene Verein-
barung darüber zu bestätigen, daß die Anzahl der B е -
diensteten der Handelsvertretung — abgesehen von dem  
Leiter der Handelsvertretung und seinen drei Stellver-
tretern — die Zahl von 60 Personen nicht übersteigen  
wird. In diese Zahl der Bediensteten der Handelsvertre-
tung wird das Hauspersonal nichtsowjetischer Staats-
angehörigkeit nicht einbezogen.  

Empfangen Sie, Herr Minister, die Versicherung  
meiner ausgezeichneten Hochachtung.  

Lahr  

An den  
Stellvertreter des Ministers  
für Außenhandel der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken  
Herrn P. N. Kumykin  
Bonn  

(Übersetzung) 
Мпнистерстпа  Унеппте i г  Торгов .- г  Г> опп , 25  апреля  1958 года  

СССР  

Госпо  днш  Посол ,  

ССы .заАСь  па  статью  2  абзац  1 I ункт  КГ» правОвогО  IIОлОЖеПия  
Торгового  Представительства  Союза  Советских  Соцпалпстп -
ческпх  Республик  н  снедератпвпойг  Республике  Герэгании  
(Пртпложеппе  к  подипсапцому  сего  числа  Соглашению  по  
обпвим  вопросам  торговли  ц  мореплавания  между  Союзом  
Советских  Социалистических  Республик  ц  Федера :твювюой  Респу-
баигкогг  Германию  ю ),  ццето  честь  подтвердить  от  имени  своего  
11рг 1вителLства  дОстцГнутую  между  нами  дОГОвОрСпюI0сть  о  Том ,  
что  ввело  с .лужащпх  Торгового  Представительства , помимо  
рукосодите .ля  Торгового  Представительства  ц  трёх  его  ца-
в7естютелегг , пе  будет  превышать  60 человек . Обслуживающий  
персонал  пе  советского  гражданства  в  указанное  число  слу-
н ;аищХ  Торгового  представгггельстна  пе  включается . 

1Iртлигге , госцодип  1iосол , увереттия  в  моем  высоком  к  Вам  
увагкеии  11. 

П . Iъумь i кпп  

Госцощшу  Послу  Ролю  у  Л  а  р  у  
рукоподптелю  деггегацпи  Федератпвпои  Ресцублтткц  Германп гг  
па  переговорам  с  делегацией  Союза  Советских  Сог р галпстп-
ческих  Республик  
Воин  

Ministerium für Außenhandel  Воnn,  den 25. April 1958 
der UdSSR 

Herr Botschafter, 

Bezugnehmend auf Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d der 
Bestimmungen über die Rechtsstellung der Handelsver-
tretung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
in der Bundesrepublik Deutschland (Anlage zu dem heute 
unterzeichneten Abkommen über Allgemeine Fragen des 
Handels und der Seeschiffahrt zwischen der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken und der Bundesrepublik 
Deutschland) beehre ich mich, im Namen meiner Regie-
rung die zwischen uns getroffene Vereinbarung darüber 
zu bestätigen, daß die Anzahl der Bediensteten der Han-
delsvertretung, abgesehen von dem Leiter der Handels-
vertretung und seinen drei Stellvertretern, 60 Personen 
nicht übersteigen wird. Das Bedienungspersonal nicht-
sowjetischer Staatsangehörigkeit wird in die genannte 
Zahl der Bediensteten der Handelsvertretung nicht ein-
bezogen.  

Empfangen Sie, Herr Botschafter, die Versicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

P. Kumykin 

Herrn Botschafter Rolf Lahr, 
Leiter der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland für die Verhandlungen mit der 
Delegation der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 
Воnn  
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Auswärtiges Amt 	 Bonn, den 25. April 1958 

Herr Minister! 

Anläßlich der heute erfolgten Unterzeichnung eines 
Abkommens über Allgemeine Fragen des Handels und 
der Seeschiffahrt zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
beehre ich mich zu bestätigen, daß Einverständnis über 
folgendes erzielt wurde: 

Die zuständigen Stellen der beiden Staaten können, 
um den Ursprung einzuführender Waren festzustellen, in 
Einzelfällen die Vorlage eines Ursprungszeugnisses ver-
langen, aus dem hervorgeht, daß die einzuführende Ware 
in dem Gebiet der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken bzw. in dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland erzeugt worden ist oder daß sie wegen der 
Bearbeitung, der sie im Herkunftslande unterzogen 
worden ist, als dort erzeugt anzusehen ist. 

Zur Ausstellung solcher Ursprungszeugnisse sind be-
rechtigt: 

in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Industrie- und Handelskammern, die Handwerks-
kammern, die Landwirtschaftskammern und die 
Zollstellen; 

in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken: 

die All-Unionshandelskammer, die Handelsvertre-
tung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
in der Bundesrepublik Deutschland und die Zoll-
stellen. 

Empfangen Sie, Herr Minister, die Versicherung 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 

Lahr  

An den 
Stellvertreter des Ministers 
für Außenhandel der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
Herrn P. N. Kumykin 

Bonn  
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(Übersetzung) 

Министерство  Внешней  Торговли  Бонн , 25 апреля  1958 года  
СССР  

Господин  Посол , 

B связи  c подписанием  сего  Числа  Соглашения  по  общим  
вопросам  торговли  и  мореплавания  между  Союзом  Советских  
Социалистпцеских  Республик  и  Федеративной  Республикой  
Германии , имею  честь  подтвердить  достигнутую  договорёп-
цость  o нижеследующем : 

Компетентные  органы  обоих  государств  могут  в  отдельных  
случаях , в  целях  устаттовлетигя  происхождения  ввозимых  
товаров , требовать  представления  свидетельства  o происхо -
ждении  товара , удостонеряюпцего , Что  ввозимый  товар  произ-
веден  па  территории  ФРГ  или , соответственно , СССР  или  
должен  рассматриваться  как  таковой  ввиду  той  обработки , 
которой  оп  подвергся  в  государстве , цз  которого  оп  ввозптся . 

Свидетельства  o происхождетппт  товара  уполиомоцепы  вы-
Давать : 

со  стороны  Союза  ССР  
— Всесоюзная  Торговая  Палата , Торговое  Представи - 
тельство  СССР  в  ФРГ  п  тамоzкешпие  органы ; 

со  стороны  Федеративной  Республики  Гeрмaнии  
— промышленные  и  торговые  пaлaты , ремеслешшые  палаты , 

селыкохозяйстведтште  палаты  н  таможеииые  органы . 

Примите , господин  Посол , уверения  в  моем  высоком  к  Вам  
уважептии . 

П . Кумьык IIII 

Господину  Послу  Рольфу  Лару , 
руководителю  делегации  Федератпютой  Республики  Германии  
по  переговорам  c делегацией  Союза  Советских  Социалисти -
ческих  Республик  
Б  онгя  

Ministerium für Außenhandel Воnn, den 25. April 1958  
der UdSSR  

Herr Botschafter,  

Anläßlich der heute erfolgten Unterzeichnung eines  
Abkommens über Allgemeine Fragen des Handels und  
der Seeschiffahrt zwischen der Union der Sozialistischen  
Sowjetrepubliken und der Bundesrepublik Deutschland  
beehre ich mich zu bestätigen, daß Einverständnis über  
folgendes erzielt wurde:  

Die zuständigen Stellen der beiden Staaten können,  
um den Ursprung einzuführender Waren festzustellen,  
iп  Einzelfällen die Vorlage eines Ursprungszeugnisses  
der Ware verlangen, aus dem hervorgeht, daß die ein-
zuführende Ware in dem Gebiet der Bundesrepublik  
Deutschland bzw. in dem Gebiet der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken erzeugt worden ist oder daß  
sie wegen der Bearbeitung, der sie im Herkunftslande  
unterzogen worden ist, als solche anzusehen ist.  

Zur Ausstellung von Ursprungszeugnissen der W а rе  
sind berechtigt:  

in der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken:  

die Аll-Unionshandelskamm еr, die Handelsvertretung  
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in  
der Bundesrepublik Deutschland und die Zollstellen;  

in der Bundesrepublik Deutschland:  
die Industrie- und Handelskammern, die Handwerks-
kammern, die Landwirtschaftskammern und die Zoll-
stellen.  

Empfangen Sie, Herr Botschafter, die Versicherung  
meiner ausgezeichneten Hochachtung.  

P. Kumykin  

Herrn Botschafter Rolf Lahr ,  
Leiter der Delegation der Bundesrepublik  
Deutschland für die Verhandlungen mit der  
Delegation der Union der Sozialistischen  
Sowjetrepubliken  
Воnn  
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Entwurf eines Gesetzes  
zu dem Konsularvertrag vom 25. April 1958  
zwischen der Bundesrepublik Deutschland  

und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:  

Artikel 1  

Dem in Bonn am 25. April 1958 unterzeichne-
ten Konsularvertrag zwischen der Bundesrepublik  
Deutschland und der Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken wird zugestimmt. Der Vertrag wird  
nachstehend veröffentlicht.  

Artikel 2  

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft.  

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem  
Artikel 37 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt  
bekanntzugeben.  

Begründung  

Zu Artikel 1  

Der Vertrag bedarf gemäß Artikel 59 Abs. 2 des  
Grundgesetzes der Zustimmung der gesetzgebenden  
Körperschaften in der Form eines Bundesgesetzes,  
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung  
bezieht.  

Zu Artikel 2  

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er

-

fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes.  

Der Tag, an dem der Konsularvertrag für die  
Bundesrepublik Deutschland völkerrechtlich wirk-
sam wird, richtet sich nach den Bestimmungen  
seines Artikels 37 und ist im Bundesgesetzblatt be-
kanntzugeben.  
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Konsularvertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Консульский  Договор  между  Федеративной  
Республикой  Германии  и  Союзом  Советских  

Социалистических  Республик  

DER PRÄSIDENT  
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND  

und  
DAS PRÄSIDIUM DES OBERSTEN SOWJETS  

DER UNION  
DER SOZIALISTISCHEN SOWJETRЕPUВLIКEN  

GELEITET VON DЕM WUNSCHE, die konsularischen  
Beziehungen zwisch еn der Bundesrepublik Deutschland  
und der Union d еr Sozialistischen Sowjetrepubliken zu  
regeln,  

HABEN BESCHLOSSEN, einen Konsularvertrag abzu-
schließen, und h аb еn zu diesem Zweck zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:  

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland  
Herrn Dr. Heinrich von Вгеnt аno,  
Bundesminister des Auswärtigen,  

und  
Herrn Botschafter R оlf Lahr,  

Leiter der Delegation  
der Bundesrepublik Deutschland  

für die Verhandlungen mit der Delegation der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken,  

das Präsidium des Obersten Sowjets der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken  

Herrn Anastas Iwanowitsch Mikojan,  
Erster Stellvertretender Vorsitzender  

des .Ministerrats der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken  

und  

Herrn Wladimir Semjonowitsch Semjonow,  
Stellvertretender Minister  

für Auswärtige Angelegenheiten der Union  
der Sozialistischen Sowjetrepubliken,  

die nach gegenseitiger Vorlage ihrer in guter und ge-
höriger Form befundenen Vollmachten wie folgt über-
eingekommen sind:  

ERSTER ABSCHNITT  

Errichtung von Konsulaten und Zulassung von Konsuln  

Artikel 1  

(1) Die Bestimmungen dieses Vertrages finden auf die  
konsularische Tätigkeit der Konsularabteilungen der Bot-
schaften der Vertragsparteien und ebenso auf die Tätig-
keit der Konsulate Anwendung, falls solche Konsulate  
wechselseitig von einer Vertragspartei im Gebiet der  
anderen Vertragspartei errichtet werden. Entsteht nach  
Auffassung jeder der beiden Vertragsparteien ein Be-
dürfnis für die Errichtung von Konsulaten im Gebiet der  
anderen Vertragspartei, so nehmen sie Verhandlungen  
auf, um zu einer Vereinbarung über die Errichtung  
solcher Konsulate zu gelangen.  

ПРЕЗИДЕНТ  
ФЕДЕРАТИВНОП  РЕСПУБЛИКИ  ГЕРМАНИИ  

11 

1IРЕЗИДИУЛI ВЕРХОВНОГО  СОВЕТА  
СОЮСА  СОВЕТСКИХ  СОЦИАЛИСТИЧЕСКИХ  

РЕСПУБЛИК , 

РУКОВОДИМЫЕ  желанием  урегулировать  консульские  
отношения  между  Федеративной  Республикой  Германии  и  
Союзом  Советских  Социалистических  Республик , 

РЕШИЛП  ЗАКЛЮЧ IIТЬ  Консульский  Договор  И  с  этой  
целью  назначили  своими  Уполпомочеицыми : 

Президент  Федеративной  Республики  Германии  
Доктора  Генриха  фон  Брептапо , 

Федерального  Министра  Ииострапных  Дел , 
И  

Посла  Ролыфа  Лара , 
руководителя  делегации  

ФедератИввой  Республики  Германии  
во  переговорам  c делегацией  

Союза  Советских  Социалистических  Республик , 

I1резидиум  Верховного  Совета  
Союза  Советских  Социалистических  Республик  

М  и  к  о  я  н  а  Анастаса  Ивaновича , 
Первого  Заместителя  Председатели  Совета  Министров  СССР , 

И  

С  е  м  е  н  о  в  а  Владимира  СеменовИча , 
Заместителя  Министра  Иностранных  Дел  СССР , 

которые  по  взаимном  предъявлении  своих  полномочий , 
найденных  в  надлежащем  поpядке  и  должной  форме , согласи-
лись  о  нижеследующем . 

РАЗДЕЛ  I 
Учреждение  консульств  и  допущение  консулов  

Статья  1 
1. Постановления  настоящего  Договора  будут  применяться  

к  консульской  деятельности , осуществляемой  консульскими  
отделами  Посольств  Договаривающихся  Сторон , a также  к  
деятельности  консульств , которые  могли  бы  быть  учреждены  
Договарпватощимпся  Сторонами  соответственно  на  территории  
друг  друга . Если  каждая  из  Договаривающихся  Сторон  
найдет , что  y нее  возникает  потребность  в  учреждении  кон-
сульств  пa территории  другой  Договарттвающейся  Стороны , 
то  Стороны  вступят  между  собой  в  переговоры  c целью  дости-
жения  соглшаения  об  учреждении  таких  консульств . 
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(2) Die Amtssitze der Konsuln und ihre Konsular-
bezirke werden von den Vertragsparteien in jedem ein-
zelnen Falle vereinbart. 

Artikel 2 

Vor der Ernennung eines Konsuls erbittet der Ent-
sendestaat auf diplomatischem Wege das Einverständnis 
des Empfangsstaates zu dieser Ernennung. Wenn eine 
Vertragspartei mit der Person des als Konsul Vor-
geschlagenen nicht einverstanden ist, so teilt sie dies 
auf dem gleichen Wege der anderen Vertragspartei mit. 

Artikel З  

(1) Die Botschaft des Entsendestaates legt d еm Mini-
sterium des Auswärtigen des Empfangsstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet der Konsul seine Amtspflichten wahr-
nehmen soll, die Bestallung mit Angabe des Vor- und 
Zunamens des Konsuls, seines konsularischen Ranges, 
des für ihn bestimmten Konsularbezirkes und seines 
Amtssitzes vor. 

(2) Der Konsul kann seine Amtsgeschäfte erst nach 
seiner Zulassung durch die Regierung des Empfangs-
staates aufnehmen. Diese Zulassung erfolgt nach Vor-
l аgе  der Bestallung in der Form des Exequaturs. 

(3) Die Tätigkeit des Konsuls endet durch Abberufung, 
Zurücknahme des Exequaturs und im Falle seines Todes. 

(4) Die Botschaft macht dem Ministerium des Auswärti-
gen des Empfangsstaates die mit der Ausübung konsu-
larischer Amtsbefugnisse beauftragten Angehörigen der 
Bо tschaft auf diplomatischem Wege vor Aufnahme ihrer 
konsularischen Tätigkeit in der Botschaft namhaft. 

Artikel 4 

(1) Im Falle der Abwesenheit, einer Erkrankung, der 
Abberufung oder des Todes des Konsuls gilt der zur 
Vertretung des Konsuls auf diplomatischem Wege be-
nannte Stellvertreter als zur zeitweiligen Leitung des 
Konsulats zugelassen. Der Entsendestaat kann in gleicher  
Weise einen Angehörigen seiner Botschaft oder eine im 
Empfangsstaat des Konsuls tätige Amtsperson des Kon-
sulardienstes zur zeitweiligen Leitung d еs Konsulats er-
mächtigen. Diese Person gilt als vom Empfangsstaat zur 
zeitweiligen Leitung des Konsulats zugelassen, sofern 
der Empfangsstaat dagegen keine Einwendungen erhebt. 

(2) Die Person, die als zur zeitweiligen Leitung des 
Konsulats zugelassen gilt, genießt in diesem Zeitraum 
die Rechte und Vorrrechte, die den Konsuln durch diesen 
Vertrag zuerkannt sind. 

Artikel 5 

(1) In diesem Vertrage werden unter der Bezeichnung 
„Konsulat" Generalkonsulate, Konsulate und Vizekonsu-
late und unter der Bezeichnung „Konsul" Generalkonsuln, 
Konsuln und Vizekonsuln in ihrer Eigenschaft als Leiter 
eines Konsulats verstanden, 

(2) Unter der Bezeichnung „Amtspersonen des Konsu-
lardienstes" werden verstanden: 

a) Personen, die in einem Konsulat, ohne dessen 
Leiter zu sein, unter der Amtsbezeichnung „Kon-
sul" oder „Vizekonsul" die konsularischen Amts-
befugnisse ausüben und in dieser Eigenschaft 
dem Empfangsstaat benannt sind. Diesen stehen 
die den Konsulaten zur Ausbildung für das Amt 
eines Konsuls überwiesenen Personen (Attachés) 
gleich; 

b) Sekretäre und Referenten, die zur Ausübung be-
stimmter konsularischer Amtsbefugnisse ermäch-
tigt und hierfür dem Empfangsstaat benannt 
sind. 

2. Местопребы  вание  копсу .лов  п  ох  консульскне  округа  
будут  определяться  по  согласованию  между  Договарпваю -
щтышся  Сторонами  и  каждом  отдельттом  случае . 

Статья  2  

До  пазначеппя  копсула  посы  татопцчэ  консула  государство  
попроспт  дипломатическим  путем  согласно  прцппмающего  кон-
сула  государства  на  такое  пазтгачецце . Если  Договариватощая -
сн  Сторона  не  согласна  с  предтагаемог 1 капдпдатирогг  котге 'ла, 
она  сообщает  об  этом  тем  же  путем  другой  Договарцвающейся  
Стороне . 

Статья  3 

1. Посольство  государства , назначпвптего  копсулп , пред-
ставляет  Л1ттетеретну  Ппостраппых  Дел  государства , на  
территории  которого  капсул  буде.т  пспогитять  свов  обязан -
поетн, консульской  патепт  с  указанием  в  нем  фамплпи  п  имени  
копсула , его  копсульского  ранга , оггределенного  для  Него  
консульского  округа  п  пункта  его  пребыватпгя .  

2. Коцсут  может  прпступать  к  исполттеппю  стзонт  обнзан -
ностегг  кпиь  после  его  допущетшя  Правительством  государства  
пребывания . Такое  допуи ^еипе  после  предъявлеипя  патента  
будет  иметь  место  в  форме  экзекватуры . 

З . Деятельность  консула  прекращается  в  рссультате  его  
отозваппя , апттулпрованця  экзекватуры  п  в  случае  его  смерти . 

4. IIосольство  сообщает  Мпцистерству  иностранных  Дел  
государства  своего  пребывании  фамилии  сотрудпттков  По -
сольства , кэторыы  поручецо  осуществление  должностных  
консульскцх  функций  в  Посольстве , до  начала  их  консульской  
деятельности .  

Статья  4  

1. 13 случае  отсутствия , болезни , отозваппя  или  смерти  
копсула , его  заместитель , фамилия  которого  сообщается  
дцпломатпческам  ПутСм , считается  дотП 'щепцыц  к  врСцСнТвому  
руководству  консульствон . Государство , пазпапгвшее  коцсула ,  
может  тем  же  путем  уполномочить  одного  III сотрудников  
своего  Посольства  или  должностное  ЛИЦО  консульской  службы ,  
работающее  в  государстве  пребывания  консула , на  временное  
руководство  консупьством . это  лггцо  рассматрпвается  госу-
дарством  пребывания  коттсу .ла  допущенныц  к  времецпом  руко -
водству  консульством , поскольку  государство  пребьlватптя  
копсула  не  будет  возражать  против  этого .  
2. Лищо ,  считающееся  допущенцьпм  к  временцом  руко -

водству  копсульствоц , пользуется  в  этот  период  правами  п  
пр пвплегпялтп ,  вредоставлецнымв  тлгстоящггзг  Договором  кои-
гулам .  

Статья  э  

1. В  настоя  юцем  Договоре  под  обозггачсанем  «коцсулыстнс  е  
потптматотся  генеральные  консульства , копегльства  ц  впце -
консульства , а  под  обозначением  екогтсуле  — генеральные  
коцсулы , коцеулы  ц  впце -копсуты  в  качестве  руководителей  
консульства . 

2. Под  обозначеиием  едолжггостпые  лаю  а  копсульской  
службые  понимаются : 

а ) лица , которые  осуществляют  в  консульстве  должностные  
консульское  функции  тн  пмепуютсн  110 службе  «копсулами >> 
гглц  евцце -коцсуламн»,  не  являясь  руководителями  коп-
сутьства , и  фамилии  которых  сообщены  в  этом  качестве  
прннтимающему  государству . К  этим  лтищм  прправгцг -
ваются  лица . которые  направляются  в  консульство  для  
обучения  копсульской  слугбе  (стажеры  ); 

б ) секретари  п  реферепты , уполцомочепаые  ца  осуществлет  ие  
определет  ньых  должносттпах  консульских  функций , фа-
лнглиии  которых  сообщены  в  этом  качетве  государству  
пребывашюя  консула . 
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(3) Unter der Bezeichnung „Mitarbeiter des Konsulats" 
werden verstanden Büroangehörige, Dolmetscher und 
Übersetzer, Schreibkräfte, Buchhalter, Hausverwalter, 
Kraftfahrer und entsprechende Bedienstete. 

(4) Unter der Bezeichnung „Angehörige des Konsulats" 
werden der Konsul, die Amtspersonen des Konsular-
dienstes und die Mitarbeiter des Konsulats verstanden. 

Artikel б  

Der Konsul und die Amtspersonen des Konsular-
dienstes dürfen nur Staatsangehörige des Entsende-
staates sein. 

ZWEITER AВSСHNITT 

Rechte und Vorrechte  
der Angehörigen des Konsulats  

Artikel 7 

Die Behörden des Konsularbezirks gewährleisten dem 
Konsul und den Amtspersonen des Konsulardienstes 
ihren Schutz und gewähren ihnen Unterstützung, damit 
sie ihre konsularische Tätigkeit aufnehmen und ausüben 
können.  

Artikel 8 

(1) Der Konsul und die Amtspersonen des Konsular-
dienstes unterstehen in Angelegenheiten, die ihre amt-
liche Tätigkeit betreffen, nicht der Gerichtsbarkeit des 
Empfangsstaates. 

(2) Wegen sonstiger Handlungen dürfen der Konsul 
und die Amtspersonen des Konsulardienstes im Gebiet 
des Empfangsstaates nicht in Haft genommen oder sonst 
in ihrer Freiheit beschränkt werden, es sei denn, daß 
es sich um die Vollstreckung einer durch ein Gericht 
rechtskräftig erkannten Strafe oder um Verfolgung 
wegen einer Straftat g еgеп  Leben oder persönliche Frei-
heit handelt und die Ergreifung auf frischer Tat erfolgt. 

(3) Wenn ein Konsul oder eine Amtsperson des Kon-
sulardienst еs verhaftet oder zur Untersuchung gezogen 
werden soll, so ist der Botschaft des Entsendestaates vom 
Empfangsstaat hiervon vorher Kenntnis zu geben. Wird 
indessen ein Konsul oder eine Amtsperson des Konsular-
dienstes auf frischer Tat ergriffen, so hat der Empfangs-
staat die Botschaft des Entsendestaates unverzüglich nach 
der Festnahme hiervon in Kenntnis zu setzen. 

Artikel 9 

Der Konsul hat das Recht, an den Konsulatsgebäuden 
Schilder mit dem Staatswappen und der Bezeichnung 
seines Amtes anzubringen sowie auf den genannten Ge-
bäuden und den Beförderungsmitteln des Konsuls (Kraft-
fahrzeugen, Motorbooten u. ä.) die Flagge seines Staates 
zu zeigen. 

Artikel 10 

(1) Die Angehörigen des Konsulats sind, soweit sie 
Staatsangehörige des Entsendestaates sind, hinsichtlich 
der Bezüge, die sie in ihrer Eigenschaft als Angehörige 
des Konsulats erhalten, im Empfangsstaat von jeder 
Steuer befreit. 

(2) Den Angehörigen des Konsulats, die Staatsange-
hörige des Entsendestaates sind, werden unter der Be-
dingung der Gegenseitigkeit außer den Befreiungen nach 
Absatz 1 im Empfangsstaat die gleichen Steuerbefrei-
ungen gewährt, die d еn Angehörigen des Konsulats 
irgendeines dritten Staates zustehen. Dies gilt auch für 
die mit ihnen zusammenlebenden Ehegatten und minder-
jährigen Kinder, soweit sie Staatsangehörige des Ent-
sendestaates sind. 

3. Под  обозначением  «сотрудппкн  коцсульства >> поиццаются :  
сотрудникп  капцелярип , переводчика , машииисткп  и  стеио -
граг) гсткн , бухгалтеры  , заведугощпе  хозяиством , шоферы  о  
соответствующигй  обслужцватои игй  персонал .  
4. i1 од  обозначением  «лцчпып  состав  коттсульства» Iгопп -

лиаются  консул , должностные  лица  кОпсульСкой  слу  жбы  ц  
сотрудники  консульства .  

Статья  б  
коВСулом  п  должТ 1 оетль1ми  лицам II к0IнСульской  службь l  

могуг  быть  только   граждане  государства, пазцачпвтего  
кояс  'ла .  

РАЗДЕЛ  II  
Права  и  привилегии  членов  личного  состава  

консульства  
Статья  7  

Еластд  консульского  округа  обеспечивают  консулу  п  должно -
стт3ьот  лццам  консульской  слук.бы  свою  заи  лту  п  оказывают  
гги  со ; ействПе  4 	д .пя  тт 'р ,  чтобы  опги  моглп  приступить  к  свое i г  
елужебиоий  деятельности  п  осуществлять  ее .  

Статья  8  
1. нопсул  п  доликлостцы  е  лица  консульской  службьl пе  

будут  подлежать  юрпсдикпгпг  государства  пребываппя  коисуда  
в  том , что  касается  их  служебной  деятельности .  

2. Е  отиошеипп  других  деггствнгг  коцсул  ц  долнжостные  лица  
копсульской  службы  не  могут  быть  подвергнуты  аресту  или  
цноыу  ограничению  свободы  па  террпторпл  государства . пребы -
вания  котгсула , за  нсключелпем  таких  случаев , когда  речь  
идет  о  прлмепеппиш  гтаказапня  в  соответствии  с  вступившим  
в закоппую  сил" приговором  суда  или  о  преследованггп  за  
уголовное  престугглецне  против  жизни  или  личной  свободы ,  
если  пропиппвшиггся  застттгпут  па  месте  преступлег пия .  

З . Если  копсул  или  долткностиое  лицо  копсульской  службы  
должно  быть  арестовано  Iюли  в  отиотпеииц  его  долж IIо  бьlть  
возбуждеио  следствие , то  государство  пребывания  коцсула  
обязано  зарапее  поставить  об  атом  в  известиость  Посольство  
государства , пазлачнвшего  коцсула . Однако , в  случае  задер -
жаяяя  коисула  или  должностного  лица  консульской  с  лужбьи  
на  месте  преступления , гос ^ударство  пребывания  коисула  
обязало  пемедлеппо  после  зацержалнп  поставить  об  атом  в  
цзвестпость  Посольство  государства ,  i назнюачпвюпего  копсула .  

Статья  9  
10lICjz пмеет  право  укреплять  ца  зданиях  консульств  щпты  

с государствепцым  гербом  п  названием  учреждения , а  также  
вывешивать  па  указанных  зданиях  и  средствах  передвижения  
коцсула  (автомобцлях , катерах  и  т . п .) флаг  своего  государства .  

Статья  10  
1. Члены  личного  состава  консульства , поскольку , оци  

являются  гражданами  государства , ттазвачпвшего  коцсула ,  
освобождаются  ß государстве  пребыванпя  коисула  от  всяких  
Палогов  С  зараБОтПо 11 Платы , получаемой  IIмi в  качССтвС  члСпОв  
личного  Состава  копСульСтва .  

2. !lомпмо  освобождепття  по  пучюкту  первому , членам  личного  
состава  консульсва , являющимся  гражцанамп  государства.,  
пазначтпзшего  копсула , па  условии  взацмвости , гарантпруется  
освобопдепие  от  палогов  в  государстве  пребываиия  копсула  
в том  же  объеме , что  п  членам  лнчпого  состава  консульства  
какого -либо  третьего  государства .  Указанное  положению  
распространяется  па  прожнвающих  с  членами  личного  состава  
консул  ьства  супругов  п  песоверишецполетпит  детей , поскольку  
опц  являю  тся  граикданами  государства , п  азвачявшего  коисула .  
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(З) Grundstücke und Gebäude sind von direkten  
Steuern und Abgaben befreit, soweit sie von den Ange-
hörigen des Konsulats als Dienst- oder Wohnräume be-
nutzt werden.  

Artikel 11  

(1) Den Angehörigen des Konsulats sowie den mit  
ihnen zusammenlebenden Ehegatten und minderjährigen  
Kindern werden, soweit sie Staatsangehörige des Ent-
sendestaates sind, hinsichtlich der Zölle und sonstigen  
Eingangsabgaben auf der Grundlage der Gegenseitigkeit  
die gleichen Vergünstigungen gewährt wie den ent-
sprechenden Angehörigen der Botschaft des Entsende-
staates.  

(2) Die zum amtlichen Gebrauch des Konsulats be-
stimmten Gegenstände einschließlich der Kraftfahrzeuge  
werden vоn Zöllen und sonstigen Eingangsabgaben  
ebenso befreit wie die für den amtlichen Gebrauch der 

 Botschaft des Entsendestaates bestimmten Gegenstände.  

Artikel 12  

(1) Die Angehörigen des Konsulats und ihre mit ihnen  
zusammenlebenden Ehegatten und minderjährigen Kin-
der sind, soweit sie Staatsangehörige des Entsende-
staates sind, im Empfangsstaat von militärischen und  
sonstigen öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen zu per-
sönlichen Dienstleistungen und Sachleistungen befreit.  

(2) Die Grundstücke und Gebäude sind von militäri-
schen und anderen öffentlich-rechtlichen Auflagen nur  
dann befreit, wenn sie von Angehörigen des Konsulats,  
die Staatsangehörige des Entsendestaates sind, als  
Dienst- oder Wohnräume benutzt werden.  

Artikel 13  

(1) Die Angehörigen des Konsulats erscheinen auf  
Ersuchen der Gerichte oder Staatsanwaltschaften vor den  

Gerichtsbehörden des Empfangsstaates als Zeugen.  

(2) Falls der Konsul wegen dienstlicher Umstände,  
Krankheit oder aus anderen Gründen nicht vor den Ge-
richtsbehörden erscheinen kann, hat er ihnen davon Mit-
teilung zu machen und auf Verlangen der Gerichts-
behörden die Zeugenaussage schriftlich abzugeben.  

(3) Die Angehörigen des Konsulats können, soweit sie  
Staatsangehörige des Entsendestaates sind, als Zeugen  
die Aussage über Umstände verweigern, die ihre amt-
liche Tätigkeit betreffen.  

Artikel 14  

(1) Die Archive und der amtliche Schriftverkehr des  
Konsulats einschließlich des telegrafischen Verkehrs sind  
unverletzlich und dürfen nicht eingesehen werden. Die  
hierunter fallenden amtlichen Schriftstücke sind jedoch  
getrennt von d еm persönlichen Eigentum und dem pri-
vaten Schriftverkehr der Angehörigen des Konsulats zu  
halten.  

(2) Der Konsul hat das Recht, im Verkehr mit den  
Behörden des Entsendestaates die Chiffre und die diplo-
matische Post zu gebrauchen. Bei Benutzung der üblichen  
Nachrichtenmittel (Post, Telegraf, Telefon, Funk) gelten  
für die Konsuln die gleichen Tarife wie für diplomatische  
Vertreter.  

(3) Die Amtsräume des Konsulats sind unverletzlich;  
in den persönlichen Wohnräumen des Konsuls führen  
die Behörden des Empfangsstaates keine Zwangsmaßnah-
men durch.  

Artikel 15  

Den Angehörigen des Konsulats, die nicht Staats-
angehörige des Empfangsstaates sind, ist es nicht ge-
stattet, im Empfangsstaat eine andere als die Tätigkeit  
im Konsulat auszuüben.  

З . Земельные  участки  и  здания , поскольку  они  использутотся  
членами  личного  состава  консульства  под  служебные  и  жилые  
помещения , освобождаются  от  прямых  Iталогов  и  сборов .  

Статья  11  
1. В  отяопгснтни  таможеттпых  пошлпп  п  других  ввозиых  

сборов  членам  личного  состава  консульства , а  также  прожи-
вающтлт  совместно  с  пттми  супругам  и  песовергиетполетним  
детям , поскольку  они  являются  гражданами  государства ,  
пазпачштшего  консула , предоставляются  на  остове  взапмностн  
те  же  льготы , что  и  соответствующим  категориям  сотрудппков  
Посольства  государства , назпачившего  копсула .  

2. Предметы , предпазиачеппые  для  служебного  пользовапия  
консульства , в  том  числе  автомашшты , освобождаются  от  
таможеплых  пошлив  п  других  ивозпых  сборов  так  же , как  п  
предметы , предназначенные  для  служебного  пользования  по -
сольства  государства , пазпачившего  консула .  

Статья  12  
1. Члены  личного  состава  консульства ,  прожпвающпе  с  ними  

совместно  супруги  т  несовершеннолетште  дети , поскольку  она  
являются  гражданами  государства , пазпачившего  копсула ,  
освобождаются  в  государстве  пребывания  копсу  ла  от  военных  
и  прочих  иевшптостей  личного  или  имущественного  характера ..  

2. Земельные  участкп  п  здания  освобождаются  от  п оенпых  
и  иных  повиштостей  только  в  том  случае , если  отпг  используются  
членами  личного  состава  коисульства , я  вляюндвмюнся  тра +хда -
памп  государства , вазпачпвпгего  консула ,  под  слу•жебные  iiiii  
жилые  помещеиття .  

Статья  13  
1. Члены  личного  состава  консульства  являются  по  прп -

глашенпго  судов  или  органов  прокуратгры  в  судебпы  е  органы  
государства  пребывания  копсула  в  ка  'несгве  с  внюдстелей .  

2. В  случае , если  коцсул  по  служебным  обстоятелытвам , по  
болезни  или  по  другим  причинам  не  может  явиться  в  судебные  
органы , то  оп  должен  сообщить  цм  об  этом  в ,  если  этого  по -
требуют  судебные  органы , дать  свпдетельскпе  показания  в  
письменной  форме .  

3. Члены  личного  состава  коисульства , иоскольку  они  
являются  гражданами  государства , цазначпвпгего  коцсула ,  
могут  Отказаться  от  дача  свидетельскПх  показаний  об  Обсто -
ятельствах , касающихся  их  служебной  деятельности . 

Статья  14  
1. Архивы  п  офпцпалы  3ая  переписка  готтсгльства , в1лючая  

телеграфные  отправления ,  пеприкосповеввы  п  не  могут  под-
вергатьсн  просмотру . Однако ,  служебные  документы ,  па  
которые  распространяется  это  положение ,  должны  содер -
жаться  отдельно  от  личного  имущества  а  частной  переписка  
личтого  состава  копсульства .  

2. При  спошенвях  с  властями  государства , пазпачппшего  
копсула., копсул  имеет  ттраво  пользоваться  шпфролм  и  дппло -
матпческогн  почтой . Прн  пользовании  обычными  средствами  
связи  (почта , телеграф , телефон , радио )  к  копсулалт  примен -
яются  те  же  тарпфы , что  п  к  дипломатическим  представителям .  

З . Служебные  помещения  консульств  непрпкоснонештьи ; в  
личюпЫх  жилых  помещениях  консула  власти  государства  
пребывания  консула  пе  будут  осуществлять  тпткакпх  мер  при-
нудительного  характера .  

Статья  15  
Членам  личного  состава  консульства , пе  являющимся  грапда -

пами  государства  пребывания  ко  в  гу .iiа , не  разрешается  зани-
маться  в  государстве  пребывания  никакой  пиой  деятельностью , 
кроме  копсульской .  
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DRITTER ABSCHNITT  

Aufgaben und Amtsbefugnisse der Konsuln  

Artikel 16  
(1) Der Konsul schützt in seinem Konsularbezirk die  

Rechte und Interessen des Entsendestaates, seiner Staats-
angehörigen sowie der juristischen Personen, die im Ent-
sendestaat ihren Sitz haben und nach dessen Recht er-
richtet worden sind.  

(2) Der Konsul soll die Entwicklung der wirtschaft-
lichen Beziehungen und der Schiffahrt zwischen den Ver-
tragsparteien fördern und zur Festigung der freundschaft-
lichen Beziehungen zwischen ihnen beitragen.  

Artikel 17  
(1) Der Konsul kann sich bei der Ausübung seiner  

Amtspflichten an die zuständigen örtlichen Behörden  
seines Konsularbezirkes wenden und bei diesen im Falle  
von Verletzungen der Rechte und Interessen des Ent-
sendestaates, seiner Staatsangehörigen sowie der juristi-
schen Personen, die im Entsendestaat ihren Sitz haben  
und nach dessen Recht errichtet worden sind, Vorstellun-
gen erheben.  

(2) Bleiben diese Vorstellungen des Konsuls unbe-
achtet oder erweist es sich, daß an der Angelegenheit  
Behörden beteiligt sind, die sich nicht im Konsularbezirk  
befinden, so wird die Frage auf diplomatischem Wege  
entschieden.  

Artikel 18  

Der Konsul ist befugt, Staatsangehörige des Entsende-
staates und juristische Personen, die im Entsendestaat  
ihren Sitz haben und nach dessen Recht errichtet worden  
sind, vor Gerichten einschließlich Schiedsgerichten und  
vor anderen Behörden des Empfangsstaates zu vertreten,  
wenn diese natürlichen oder juristischen Personen wegen  
Abwesenheit oder anderer triftiger Gründe nicht in der  
Lage sind, ihre Rechte und Interessen rechtzeitig wahr-
zunehmen; diese Vertretung dauert so lange, bis die  
Vertretenen ihre Bevollmächtigten ernennen oder selbst  
die Wahrnehmung ihrer Rechte und Interessen über-
nehmen. Vorschriften des Empfangsstaates über den  
Anwaltszwang bleiben von den Bestimmungen dieses  
Artikels unberührt.  

Artikel 19  

Der Konsul ist befugt, in seinen Amtsräumen, in seinen  
persönlichen Wohnräumen, in den Wohnungen von  
Staatsangehörigen des Entsendestaates mit deren Zu-
stimmung und an Bord von Schiffen unter der Flagge 

 des Entsendestaates folgende Handlungen vorzunehmen:  
1. von Staatsangehörigen des Entsendestaates Erklä-

rungen entgegenzunehmen und sie zu beurkunden;  
2. letztwillige Verfügungen und sonstige einseitige  

Rechtsgeschäfte und Willenserklärungen von Staats-
angehörigen des Entsendestaates zu beurkunden;  

З .  Rechtsgeschäfte zwischen Staatsangehörigen des  
Entsendestaates zu beurkunden, soweit sie nicht den  
Gesetzen des Empfangsstaates widersprechen. Der  
Konsul kann jedoch keine Rechtsgeschäfte über die  
Begründung, Übertragung oder Aufhebung ding-
licher Rechte an Gebäuden und Grundstücken be-
urkunden, die im Empfangsstaat belegen sind;  

4. Rechtsgeschäfte zwischen Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates und anderen Personen zu beurkunden  
oder die Unterschriften der am Abschluß des Rechts-
geschäftes Beteiligten zu beglaubigen, soweit diese  
Rechtsgeschäfte sich ausschließlich auf Gegenstände  
oder Rechte im Gebiet des Entsendestaates beziehen  
und dort auszuführen sind und nicht gegen die Ge-
setze des Empfangsstaates verstoßen;  

РАЗДЕЛ  III  
Задачи  и  функции  консулов  

Статья  16  
1. Консул  защищает  п  своем  консульском  округе  права  и  

и  нтересы  своего  государства  и  своих  граждатт , а  также  торл-
дическпх  лиц , которые  имеют  свое  меетопребываптте  в  госу-
дарстве , пазлаципшем  коцсула , л  образованы  в  соответствии  с  
его  законами .  
2. Консул  должен  способствонать  развитию  экономических  

связей  и  судоходства  между  Догонариватощтп  ися  Сторонами  
п  содействовать  укреплению  дружественных  отношенттй  между  
IIIIи . 

Статья  17  
1. Консул  может  при  исполнении  своих  служебпых  обязан -

ттостей  обращаться  к  компетентным  местным  властям  своего  
консульского  округа  п  делать  последттпм  представления  по  
поводу  нарушепий  прап  и  иитересов  своего  государства  и  своих  
граждан , а  также  юридических  .чиц , которые  имеют  свое  место -
пребы  вапие  в  государстве , назпачившем  копсула , II образовапы  
в  соответствии  с  его  законами .  

2. Если  консульское  представлецие  пе  будет  припято  во  
внимание  или  окажется , что  к  делу  причастны  власти , ие  
находящиеся  в  консульском  округе , то  вопрос  будет  репшаться  
в  дипломатическом  порядке .  

Статья  18  
Консул  имеет  право  представлять  перед  судами , включая  

третейские  суды ,  п  перед  другилти  властями  государства  Пребы -
вапия  консула  граждан  государства , пазлачиншего  к  псула ,  
и  юридических  лиц , которые  имеют  свое  меетопребывание  в  
государстве , назначившелт  копсула , и  образованы  в  соответсвци  
с  его  законами , если  эти  физцческпе  пли  ю  риднческие  лица  
вследствие  отсутствия  или  по  другим  увансптелыюым  причинам  
пе  в  состоянии  своеврелтенцо  защитить  свои  права  и  интересы ;  
это  представительство  продолжаетгя  до  тех  пор , пока  предста -
вляемые  не  назначат  своих  уполномоченных  или  це  возьмут  
на  себя  защиту  своих  драв  и  интересов . Положения  законо -
дательства  государства  пребыванпя  копсула  об  обязательном  
участии  адвоката  настоящей  статьей  пе  затрагпваются .  

Статья  19  
Копсул  имеет  право  производить  в  своих  служебных  ц  лич-

ных  жилых  помещениях , а  также  н  квартирах  граждан  своего  
государства , с  их  согласия , Ir на  борту  судов , плаватощих  под  
флагом  государства , иазначивтпего  коттсула , следующие  цей -
ствия  :  
1. принимать  от  граждан  государства , вазпачившего  консула ,  

заявления , составлять  п  свидетельствовать  их ;  
2. составлять  и  свидетельствовать  завещапия  и  другие  одпо -

сторонние  акты  п  заявления  граждан  государства , на -
зпачившего  консула ;  

З .  составлять  т  свидетельствовать  сделки , заключаемые  
между  гражданами  пазиачтпзшего  копсула  государства ,  
поскольку  такие  сделки  не  противоречат  законам  госу-
дарства  пребынатиия  копсула . Одпако  копсул  пе  может  
составлять  п  свидетельствовать  сделки  Об  устаIтовлении ,  
отчуждецитл  или  прекращеп lиг  вещпых  прав  ца  строения  
п  земельные  участки , находящиеся  в  государстве  пребьl-
вапиия  консула ;  

4. составлять  и  свидетельствовать  сделки  между  гражданами  
государства , назначпптпего  копсула , н  другими  лицами  
июли  удостоверять  подписи  лиц , участвующих  в  совнршениии  
сделки , поскольку  эти  сделки  касаются  исключительно  
предметов  или  прав , находящыхся  па  территории  пред-
ставляемого  копсулолт  государства , п  подлежат  пспол-
пению  иа  территории  этого  государства , при  условии , что  
эти  сделки  пе  противоречат  закоиам  госуларства  пребы -
гания  копсула ;  
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5. Unterschriften von Staatsangehörigen des Entsende-
staates auf Urkunden jeder Art zu beglaubigen; 

6. Urkunden jeder Art, die von Behörden oder Amts-
personen des Entsendestaates oder des Empfangs-
staates ausgestellt sind, zu legalisieren, sowie Ver-
vielfältigungen dieser Schriftstücke zu beglaubigen; 

7. Schriftstücke jeder Art zu übersetzen und diese 
Übersetzungen zu beglaubigen; 

8. Urkunden, Geld, Wertgegenstände und sonstige 
Vermögensgegenstände von Staatsangehörigen des 
Entsendestaates und von juristischen Personen, die 
im Entsendestaat ihren Sitz haben und nach dessen 
Recht errichtet worden sind, zu verwahren oder für  
diese in Verwahrung zu nehmen; 

9, andere konsularische Amtshandlungen vorzunehmen, 
mit deren Vornahme sie beauftragt werden, sofern 
diese nicht den Gesetzen des Empfangsstaates wider-
sprechen. 

Artikel 20 

(1) Die in Artikel 19 genannten Urkunden werden, 
wenn sie von einem Konsul aufgenommen oder unter 
Beifügung seines Amtssiegels beglaubigt sind, ebenso wie 
die von ihm unter Beifügung seines Amtssiegels beglau-
bigten Vervielfältigungen, Übersetzungen und Auszüge 
solcher Urkunden, im Empfangsstaat als öffentliche oder 
öffentlich beglaubigte Urkunden, Vervielfältigungen, 
Übersetzungen und Auszüge angesehen und haben die-
selbe rechtliche Wirkung und Beweiskraft, als wenn sie 
von zuständigen Behörden oder Amtspersonen des 
Empfangsstaates aufgenommen oder beglaubigt wären. 

(2) Sämtliche in Absatz 1 dieses Artikels erwähnten 
Urkunden, sowie deren Vervielfältigungen, Übersetzun-
gen und Auszüge müssen jedoch, wenn sie sich auf An-
gelegenheiten beziehen, die im Empfangsstaat auszu-
führen sind, legalisiert werden, falls dies nach den 
Gesetzen des Empfangsstaates erforderlich ist. 

Artikel 21 

Der Konsul ist befugt, die Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates zu registrieren, die sich ständig oder vor-
übergehend in seinem Konsularbezirk aufhalten. 

Artikel 22  

(1) Der Konsul ist befugt, den Staatsangehörigen des 
Entsendestaates Pässe und andere Ausweise auszustellen, 
sie zu verlängern und auszuhändigen. 

(2) Der Konsul ist befugt, Sichtvermerke des Entsende-
staates zur Ein-, Durch- und Ausreise zu erteilen. 

Artikel 23 

(1) Der Konsul ist befugt, nach den Vorschriften des 
Entsendestaates Eheschließungen vorzunehmen, wenn 
beide Eheschließenden Staatsangehörige des Entsende-
staates sind. 

(2) Von den vorgenommenen Eheschließungen hat der 
Konsul den Behörden des Empfangsstaates innerhalb von 
drei Monaten Anzeige zu erstatten. 

(3) Der Konsul ist befugt, von den Gerichten erkannte 
Ehescheidungen, die einen Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates betreffen, nach den Vorschriften des Ent-
sendestaates zu registrieren. 

Artikel 24 

(1) Der Konsul ist befugt, nach den Vorschriften des 
Entsendestaates Geburten und Todesfälle der Staats-
angehörigen des Entsendestaates zu beurkunden. 

5. удостоверять  подписи  граждан  государства , назпачивтпего  
консула , на  всякого  рода  документах ; 

6. легализовать  акты  и  документы  , исходящие  от  властей  
или  должностных  лиц  гocyдapcтвa, назначившего  консула , 
или  государства  его  пребывания , а  также  удостоверять  
копии  этик  актов  и  документов ; 

7. переводить  всякого  рода  акты  п  документы  и  удостоверять  
эти  переводы ; 

8. принимать  ла  хранение  документы , деньги , ценности  и  
другое  имущество  от  граждан  государства , пазпачипшего  
консула , и  от  юридических  лиц , которые  имеют  свое  
местопребываттие  в  государствe, назначившем  консула , и  
образованы  в  соответствии  c его  законами , или  пред-
пазпачасмые  для  этих  граждан  и  юридических  лиц ; 

9. совершать  другие  консульские  действия , которые  нa них  
могут  быть  возлОжены  , если  они  не  противоречат  законам  
государства  пребывания  консула . 

Статья  20 
1. Указанные  в  статье  19 акты  и  документы , составленные  

или  удостоверенные  консулом  c приложением  его  официальной  
печати , a также  удостовеpенные  пм  c приложением  его  офи-
циальной  печатп  копии , выписки  п  переводы  подобных  актов  
п  документов  будут  рассматриваться  в  государстве  пребы-
ванпя  консула  офттциальнымтт  или  официально  засвпдетель -
стпованнь1ми  актами , документами , копиями , переводами  п  
выписками  в  будут  иметь  такое  же  Iарпдическое  действие  п  
доказатель  тую  силу , как  если  бы  они  были  состaвлены  или  
удостоверены  компетентными  властями  и  офтщиальльг%ш  долгк-
постнылпг  лицами  государства  пpeбывaния  консулa. 

2. Перечпслептгые  в  пункте  1 настоящей  статьи  акты , доку-
менты , копии , переводы  пли  выписки  из  них , когда  охни  будут  
относиться  к  делам , подлежащим  исполнению  в  государстве  
пребывания  консула , должны  быть  легалцзовапы , если  это  
требуется  цо  законам  государства  пребыпатитя  коlисула . 

Статья  21 
1гонеу  л  имеет  право  вести  учет  граждан  государства , назна-

чившего  консула , пребывающих  постоянно  пли  временно  в  
его  консульском  округе . 

Статья  22 
1. Копсу  л  т  меет  право  выписывать  гражданам  государства , 

назначившего  копсу  ла , паспорта  п  иные  удостовереппя  лпч-
ноств , а  также  пролонгюировать  п  вручать  их . 

2. Консул  имеет  право  выдавать  визы  па  въезд  п  свою  страну , 
выезд  из  нее  п  транзит  через  свою  страну . 

Статья  23 

1. Консул  имеет  право  в  соответствии  c законодательством  
государства , пазначпвшего  консула , регпстрпрпвать  браки , 
если  оба  леща , вступаютцие  н  брак , являются  гражданами  
государства , назпачпвтпего  консула . 

2. Консул  обязан  в  течение  трех  месяцев  уведомить  власти  
государства  своего  пребывания  o факте  произведенной  ре-
гистрацнн  брака . 

3. Ковисул  имеет  право  в  соответствии  c законодательством  
государства , пазпачивюшего  консула , регистрюгровать  растор -
жепве  брака , пропзведеппое  судом  п  касающееся  грангдапипа  
государства , иазиачиившего  коттсула . 

Статья  24 
1. Консул  имеет  право  в  соответствии  c законодательством  

государства , ттазначютвшего  консула , составлять  акты  рождения  
смерти  своих  граждан . 
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(2) Eine nach den Gesetzen des Empfangsstaates be-
stehende Verpflichtung der beteiligten Personen, von 
Geburten und Todesfällen den Behörden des Empfangs-
staates Anzeige zu erstatten, wird von den Bestimmun-
gen dieses Artikels nicht berührt. 

Artikel 25 

(1) Stirbt ein Staatsangehöriger des Entsendestaates 
im Konsularbezirk, so wacht der Konsul darüber, daß 
alle Maßnahmen ergriffen werden, die zum Schutze der 
berechtigten Interessen der Erben erforderlich sind. 

(2) Die Behörden im Konsularbezirk setzen den Konsul 
von Todesfällen von Staatsangehörigen des Entsende-
staates sowie von den ergriffenen oder zu ergreifenden 
Maßnahmen zur Regelung der Nachlaßangelegenheiten 
in Kenntnis. 

Artikel 26 

Die Feststellung, Verwahrung und Siegelung des Nach-
lasses gehört zur Zuständigkeit der örtlichen Behörden. 
Auf Antrag des Konsuls ergreifen sie die zum Schutz des 
Nachlasses notwendigen Maßnahmen. 

Artikel 27 

Der Konsul hat hinsichtlich des Nachlasses von Staats-
angehörigen des Entsendestaates, die sich im Коnsular-
bezirk aufgehalten haben, folgende Rechte, die er selbst 
oder durch seine Bevollmächtigten wahrnehmen kann: 

1. an der Aufnahme eines Nachlaßverzeichnisses und 
der Unterzeichnung des entsprechenden Protokolls 
teilzunehmen; 

2. sich mit den zuständigen Behörden des Empfangs-
staates ins Benehmen zu setzen, um Beschädigung 
oder Verderb der Nachlaßgegenstände zu verhin-
dern und im Bedarfsfalle ihre Veräußerung sicher-
zustellen. 

Artikel 28 

(1) Der Konsul ist befugt, von den örtlichen Behörden 
die Übergabe der Nachlaßgegenstände einschließlich der 
Schriftstücke des Verstorbenen zu verlangen, wenn die 
Erben Staatsangehörige des Entsendestaates sind und 
sich nicht im Gebiet des Empfangsstaates befinden. 

(2) Bevor der Konsul di е  Nachlaßgegenstände an die 
Erben übergibt oder in das Ausland verbringt, müssen 
in den Grenzen des Nachlaßwertes die festgesetzten Ab-
gaben bezahlt und die sonstigen von anderen im 
Empfangsstaat wohnhaften Personen erhobenen und 
nachgewiesenen Ansprüche befriedigt sein. Diese Ver-
pflichtungen des Konsuls erlöschen, wenn ihm nicht 
innerhalb von sechs Monaten nach dem Tode des 
Erblassers nachgewiesen wird, daß die Ansprüche dieser 
Personen als berechtigt anerkannt sind oder derzeit von 
den zuständigen Behörden geprüft werden. 

(3) Hinsichtlich der unbeweglichen Nachlaßgegenstände 
finden die Rechtsvorschriften des Staates Anwendung, in 
dessen Gebiet diese Gegenstände belegen sind. 

Artikel 29 

(1) Der Konsul kann den zuständigen Behörden des 
Empfangsstaates g еeignete Personen zur Bestellung als 
Vormünder oder Pfleger für Staatsangehörige des Ent-
sendestaates vorschlagen. Diese Behörden sollen dem 
Vorschlage des Konsuls entsprechen, wenn nicht beson-
ders wichtige Gründe entgegenstehen. Diese Gründe 
sollen dem Konsul mitgeteilt werden. 

2. Существующая  по  законам  государства  пребывания  коти-
сyля  обязанность  заинтересованных  лиц  уведомлять  оpгaны  
власти  государства  пребы  ваипя  консула  o фактах  рождения  
п  смерти  НастоящеСи  статьей  пе  затрагивается . 

Статья  23 
1. Если  граждаипп  государства , пазпачпвшего  капсула , 

умрет  в  округе  консула , то  капсул  следит  за  тем , чтобы  были  
приняты  все  меры , необходимые  для  защиты  законных  инте -
ресов  наследников . 

2. Власти , находящттеся  в  округе  консула , будут  ставить  
капсула  в  известность  o случаях  смерти  граждан  государства , 
назначившего  консyлa, a также  о  принятых  и  предпрппи -
маемых  мерах  по  урегулированию  наследствеппых  дел . 

Статья  26 
Выявление , сохранение  и  опечатыванне  наследства  входит  

в  компетенцию  местных  властей . По  ходатайству  консула , они  
принимают  необходимые  меры  по  охране  наследственного  
имущества . 

Статья  27 
Консул  обладает  следующими  правами  в  отпотпеппи  тта-

следства  граждан  своего  государства , проживавптих  нa терри-
тории  консульского  округа , и  может  осутцествлять  эти  права  
сам  или  через  своих  уполномоченных : 

1. участвовать  в  составлении  описи  наследства  и  в  под-
п1сании  соответствующего  протокола ; 

2. сноситься  c компетентными  властями  государства  пребы-
вания  консула , чтобы  тте  допустить  повреждения  или  
торчи  паследственпого  имущества  и  обеспечить  в  случае  

r пеооходнмостии  его  продажу . 

Статья  28 
1. Консул  имеет  право  потребовать  от  местных  властей  пере-

дача  ему  ттаследствепиого  имущества , вклточа .я  документы  
умершего , если  наследники  являются  гражданами  государства , 
назначившего  консула , и  не  находятся  на  территории  госу-
дарства  пребывания  консула . 

2. До  передача  капсулам  цаследственного  имущества  на-
следникам  или  до  отправки  этого  имущества  за  границу  должны  
быть  оплачены  в  пределах  стоимости  ттаследства  устаповлеппые  
сборы  и  удовлетворены  дручге  предъявленные  и  доказаппые  
претензии  со  стороны  других  лиц , проживающих  в  государстве  
пребывaния  консула . Эти  обязанности  капсула  прекращаются , 
если  кoнcулу  в  течение  6 месяцев  со  дня  смерти  наслецодателя  
пе  будет  доказано , что  претепзип  указанных  лиц  призваны  
законными  кили  находятся  па  рассмотрения  соответствующих  
оргаиоВ . 

3. В  отношешии  недвижимого  наследственного  имущества  
применяется  законодательство  государства  местонахождения  
имущества . 

Статья  29 
1. Консул  может  предложить  компетентным  органам  государ -

ства  пребывания  капсула  подходящие  кандидатуры  для  назна-
чения  опекупалпи  или  попеч1телями  для  граждан  государства , 
назначивптего  капсула . Эти  органы  должны  вы  полнить  пред-
ложение  консула , если  этому  юге  препятствуют  особо  важные  
причины . Такие  причины  следует  сообщить  консулу . 
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(2) Erfährt der Konsul, daß das Vermögen eines Staats-
angehörigen des Entsendestaates unbeaufsichtigt ist, so 
kann er den zuständigen Behörden des Empfangsstaates 
eine geeignete Person zur Bestellung als Vermögens-
verwalter vorschlagen. Diese Behörden sollen dem Vor-
schlage des Konsuls entsprechen, wenn nicht besonders 
wichtige Gründe entgegenstehen. Diese Gründe sollen 
dem Konsul mitgeteilt werden. 

Artikel 30 

(1) Der Konsul kann persönlich oder durch seine B е

-

vollmächtigten ohne Behinderung seitens der Behörden 
des Empfangsstaates Schiffe unter der Flagge des Ent-
sendestaates, die in einen Hafen seines Konsularbezirkes 
eingelaufen sind, besuchen und jede d еn Gesetzen ent-
sprechende Hilfe und Unterstützung gewähren. 

(2) Soll in einem Hafen des Empfangsstaates auf einem 
Schiff unter der Flagge des Entsendestaates eine Durch-
suchung, eine Besichtigung, eine Festnahme, eine Ver-
nehmung oder ein sonstiger mit Zwang verbundener 
Gerichts- oder Verwaltungsakt vorgenommen werden, so 
soll vor einer solchen Maßnahme der zuständige Konsul 
hiervon benachrichtigt werden, damit er zugegen sein 
kann. Diese Bestimmung findet auch Anwendung, wenn 
Mitglieder der Schiffsbesatzung an Land von den Be-
hörden des Hafenortes vernommen werden sollen. 

(3) Die Bestimmungen von Absatz 2 dieses Artikels 
erstrecken sich nicht auf die gewöhnliche Zollrevision, 
auf die gesundheitspolizeiliche Untersuchung und die 
Paßkontrolle, die auf Grund der im Empfangsstaat 
geltenden Gesetze und Verwaltungsvorschriften durch-
geführt werden. 

Artikel 31 

(1) Erleidet ein Schiff unter der Flagge des Entsende-
staates Schiffbruch, gerät es auf Grund, strandet es an 
der Küste des Empfangsstaates oder erleidet es im 
Hoheitsgebiet des Empfangsstaates eine andere Havarie, 
so benachrichtigen die zuständigen Behörden unverzüg-
lich den Konsul des Flaggenstaates hiervon und teilen 
ihm die von ihnen ergriffenen Maßnahmen zur Rettung 
von Menschen, Schiff und Ladung mit. Die zuständigen 
Behörden gewähren dem Konsul die erforderliche Unter-
stützung bei Maßnahmen, die er im Zusammenhang mit 
der Havarie des Schiffes ergreift. 

(2) Soweit nicht Verabredungen zwischen den Reedern, 
Befrachtern und Versicherern entgegenstehen, wird die 
während der Fahrt von dem Schiff unter der Flagge des 
Entsendestaates erlittene Havarie von dem Konsul g е -
regelt, wenn das Schiff einen Hafen des Empfangsstaates 
anläuft. Diese Regelung erfolgt jedoch durch die Be-
hörden des Empfangsstaates, wenn eine Person beteiligt 
ist, die nicht Staatsangehörige des Entsendestaates ist, 
und eine endgültige Einigung nicht zustande kommt. 

Artikel 32 

Der Konsul ist hinsichtlich der Besatzung von Schiffen 
unter der Flagge des Entsendestaates zur An- und Ab-
musterung von Seeleuten befugt; jedoch dürfen dabei die 
Gesetze d еs Empfangsstaates nicht verletzt werden. 

Artikel 33 

Unter „Schiffe" im Sinne dieses Vertrages fallen nicht 
Kriegsschiffe. 

Artikel 34 

Die Bestimmungen der Artikel 30, 31 und 33 dieses 
Vertrages finden auf Luftfahrzeuge entsprechende An-
wendung. 

2. В  случае , если  копсул  узнает , что  имущество  гражданина  
государства , пазнач1вшего  когтсула ,, остается  без  нац :гора , то  
оп  может  предложпть  компетентпьгт  органам  государства  пре-
бьпзания  консула  подходящуго  капдпдатуру  для  назначения  
управляющего  илнуществом . Этн  органы  должны  выполни  еть  
предложеште  консула , если  этому  пе  препятствуют  особо  важные  
приептпы . Такие  причины  сиедует  сообщить  ко  иисуну .  

Статья  30  

1. Коисул  может  л  ечео  или  через  своих  уполномоченных  
беспрепятственно  со  стороны  властей  государства  пребывания  
консула  оказывать  всяческую  вакониуго  помощь  н  содействие  
судам , плавающиим  под  флагом  государства , пазиачггвшего  
копсула , п  затедгшим  в  порт  его  консульского  округа , а  также  
посещать  эта  суда .  

2. Если  в  порту  государства  пребывания  копсула  па  каком -
либо  судне , плаваиощем  под  флагом  государства, пазпачгlвшего  
копсула , должен  состояться  обыск , досмотр , арест , допрос  или  
какое -либо  иное  прппудитель  тое  судебпое  или  администра -
тпвное  действце , то  об  этом  должен  быть  поставлен  в  пзвесгпость  
соответствующий  консул  до  начала  таких  действпй , с  тем  
чтобы  он  мог  прпсутствовать  при  таких  действиях . Это  по -
становление  находит  приглгенеппе  п  в  том  случае , если  члены  
экипажа  судна  должньl допрашпваться  Па  берегу  властями  
местонахождецпя  порта .  

3. Постановленпя  пункта  2 настоящей  статьи  тте  распростра-
ПЯКУIсЯ  IIa обычный  Талгоже IIпый  досмотр , сан  игарши  й  осмотр  
в  контроль  паспортов , пропзводпмый  па  основание  закопов  н  
адлпиттиистративпых  распоряжении , действующих  в  государстве  
пребыаштя  консула . 

Статья  31  

1. Есле  судно ,  плавающее  под  флагом  госу •дарства , пазпачпв -
игега  копсу ,ла , потерпит  кораблекрушенне , сядет  на  мель  ншг  
будет  вы  брошеио  на  берег  государства  пребывания  коне '-. на  
ниши  с  ппм  нропзог г нет  другая  а  нарез  па  территории  последнего ,  
то  компетентные  власти  немедленно  известят  об  этом  консула  
государства  ф ,  итга  судаа  и  сообщат  ему  о  прт  нятьiх  ими  мерах  
по  спасению  людей , судна  и  грузов . Колтиетентпыв  власти  
окажут  копсулу  необходимое  содействие  в  мероприятггнх ,  
проводиоиых  ним  в  связи  с  аварией  судна .  

2. Посколькы  между  судовладелыдахи , фрау  гователямп  п  
страховщпкамп  нет  иной  договоренностгг , авария , которую  
потерпело  судно , плавающее  под  флагом  государства , пазпа -
чгпз  него  консула , регулируетея  консулом , если  судпо  заходпт  
в  порт  государства  пребывания  консула . Это  урсгулпlрованпе , 
однако , производится  властями  государства  ипребыванил  кап -
сула , если  речь  идет  об  у  частпи  лица , не  являющегося  гражда -
нипом  государства , пазпачивгиего  консула , и  если  окончатель-
ная  договоренность  пе  достиается .  

Статья  32  

Коисул  имеет  Право  Папт  эгать  и  уволь  нять  членов  экипажа  
судов , плавающ и х  вод  флагом  государства , назпатитвшего  ког l-
сула ; однако  при  этом  не  должны  нарушаться  законы  госу-
дарстпа  пребывания  консула .  

Статья  33  

Е  поиятие  суда  в  смысле  настоящего  Договора  иге  входят  
военные  суда .  

Статья  34  

К  воздушпы l судам  будут  применяться  соответственно  
положения , еодернсащттеся  в  статьях  30, 31 П  33 пастоящего  
Договора . 
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VIERTER ABSCHNITT 

Schlußbestimmungen 

Artikel 35 

Die Bestimmungen dieses Vertrages über konsularische 
Rechte und Pflichten finden auf die Angehörigen der 
Botschaften der beiden Vertragsparteien Anwendung, 
soweit diese im Empfangsstaate konsularische Amts-
befugnisse ausüben. Die Ausübung konsularischer Amts-
befugnisse durch diese Personen läßt die diplomatischen 
Privilegien und Immunitäten unberührt, die sie als An-
gehörige der Botschaft genießen. 

Artikel 36 

Fragen, die sich etwa zwischen den Vertragsparteien 
bei der Auslegung und Anwendung dieses Vertrages er-
geben, werden auf diplomatischem Wege geregelt. 

Artikel 37 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung ;  er tritt am 
dreißigsten Таре  nach dеm Austausch der Ratifikations-
urkunden, der in Moskau stattfinden soll, in Kraft. 

(2) Der Vertrag wird auf die Dauer von fünf Jahren 
geschlossen. Wird er nicht mindestens sechs M оnаte vor 
Ablauf dieser Frist von einer Vertragspartei gekündigt, 
so bleibt er weiter in Geltung bis zum Ablauf eines 
Jahres von dem Tage an, an dem er von einer Vertrags-
partei gekündigt wird. 

ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
beider Vertragsparteien diesen Vertrag unterschrieben 
und mit ihren Siegeln v е rsehen. 

GESCHEHEN ZU BONN am 25. April 1958 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für den Präsidenten 
der Bundesrepublik Deutschland 

gezeichnet: 

von Brentano 

Lahr  

Für das Präsidium 
des Obersten Sowjets der Union 

der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

gezeichnet: 

A. Mikojan 

W. Semjonow 

РАЗДЕЛ  IM 

Заключительные  постановелння  
Статья  33  

Постаповлепия  настоящего  Договора  относительно  прав  и  
обязаппостей: копсу  лов  будti-г  примепяться  к  сотрудшпгам  
1Iоеольств  обеих  Договарпвающпхся  Сторон , посколы tiу  зти  
сотрудники  выиолнятот  в  государстве  своего  пребываппя  коп -
сульскпе  фу  итщпи . исполпеипе  указанпымилицаикя  консульских  
функций  не  затрагивает  дипломатпческпх  привилегий  п  пм-
лтупитета , которылпи  отиг  пользуются  как  сотрудттики  Т^о -
сольсгва .  

Статья  3и  
Вопросы ,  которые  могут  возникнуть  между  Договарпва -

ющтг  вся  Сторонами  при  толковании  п  пряпкенецтиг  настоящего  
Договора ,  будут  разрешаться  дппломатпческнм  путем .  

Статья  37  
1. Насгоящий  Договор  подлежит  ратификации  п  вступит  в  

силу  па  тридцатый  день  после  обмена  ратцфтпеацпопньмв  
грамотамп , который  состоится  в  Москве .  

2. Договор  заключается  сроком  ца  5 лет . В  случае , если  
Договор  но  будет  расторгнут  одной  пз  Договаривающихся  
Сторон  по  лтеныпей  мере  за  iпесть  месяцев  до  цстеченпя  отого  
срока , то  он  будет  оставаться  в  силе  впредь  до  пстечеппя  одного  
года  е  того  дня , когда  оп  будет  расторгп ^ т  одной  Догопари-
Ваюц ^сисд  Стороной .  

В  УДОСТОЕВРЕЕ I1В  ЧЕГО  Уполномоченные  обеих  До -
говарпвающихся  Сторон  подписали  настоящий  Договор  и  
скрсиплгт  своими  псчатямн . 

С 01>ЕР111Е IIО  в  Бонне  23. апреля  1 958 года  в  двух  акзем -
плярах , каждый  на  немецком  и  русском  5 1  зьиках , прнчем  оба  
текста  имеют  одинаковую  силу .  

11 о  вол  помочию  IIрезпдепта .  
с1?едератпвпой  Республики  

Гермаг  пш  

подиисн ;  

фон  Брентатто  

лар  

По  уполгтолгочтио  Президиума  
Верховного  Совета  
Союза  Советских  

Соцпалпсгическпх  Респсб . ппг  

иодппсп : 

А . Мпкоян  

В . Селтепов  
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Denkschrift  

zum Abkommen über Allgemeine Fragen des Handels und der Seeschiffahrt  
und zu dem Konsularvertrag  

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken  

I. Allgemeiner Teil  

A. Vorbereitung und Ablau f der deutsch-sowjeti-
schen Verhandlungen vom 22. Juli 1957 bis zum  

8. April 1958  

Das Abkommen über Allgemeine Fragen des  
Handels und der Seeschiffahrt zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken und der Konsularvertrag 

 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der  
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken sind  
Teile eines Vertragswerkes, dessen Entstehen und  
Inhalt einer Darstellung im ganzen bedürfen, um  
die beiden zustimmungspflichtigen Teile zu er-
läutern.  

Dieses Vertragswerk geht auf den Besuch des  
Bundeskanzlers vom September 1955 zurück. Mit  
Ausnahme des Konsularvertrages, der erstmalig in  
dem Brief des Ministerpräsidenten Bulganin an den  
Bundeskanzler vom 5. Februar 1957 erwähnt wurde,  
behandelt es Gegenstände, die bereits in dem dem  
Besuch von 1955 vorangegangenen Notenwechsel  
genannt und in den dann folgenden Besprechungen  
erörtert worden waren. Es wurde damals vereinbart,  
nach Aufnahme der diplomatischen Beziehungen Be-
sprechungen über die Entwicklung des gegenseitigen  
Handels zu führen. Außerdem sagte die sowjetische  
Regierung zu, neben der Heimführung der in der  
Sowjetunion lebenden deutschen Kriegsgefangenen  
alle sonstigen Personen ausreisen zu lassen, die  
deutsche Staatsangehörige sind und in der Sowjet-
union leben.  
Nachdem im Jahre 1956 weder die Frage der  

handelspolitischen Kontakte noch das Problem der  
Repatriierung von deutschen Zivilpersonen einer  
Lösung näher gebracht worden waren, schlug der  
sowjetische Ministerpräsident Bulganin mit einem  
an den Bundeskanzler gerichteten Schreiben vom  
5. Februar 1957 umfassende deutschsowjetische Re-
gierungsverhandlungen vor, die Vereinbarungen  
über die Erweiterung des Handelsaustauschs, den  
Abschluß eines Konsularvertrages und Vereinbarun-
gen über kulturelle und technisch-wissenschaftliche  
Zusammenarbeit zum Ziele haben sollten. Auch die  
Repatriieruпgsfrage wurde in diesem Schreiben — 
wenn auch nur in vager Form — erwähnt. Anlaß für  
diesen Schritt der Sowjetregierung dürften einmal  
das Interesse am Abschluß handelspolitischer Ver-
einbarungen mit der Bundesrepublik, gleichzeitig  
aber auch allgemeine politische Überlegungen ge-
wesen sein.  
Die Bundesregierung glaubte, den sowjetischen  

Vorschlag nicht ablehnen zu sollen. Unter den von  
Ministerpräsident Bulganin angeschnittenen Themen  
bestand namentlich an der Repatriierungsfrage ein  

dringendes deutsches Interesse. Die Bundesregierung  
und mit ihr die gesamte deutsche Öffentlichkeit  
empfanden es als untragbar, daß noch zwölf Jahre  
nach Beendigung der Kriegshandlungen Tausende  
deutscher Menschen, die in den letzten Kriegsmona-
ten oder kurz darauf gegen ihren Willen in die  
Sowjetunion geraten waren, nicht die Möglichkeit  
der Ausreise und Heimkehr besaßen. Sie glaubte es  
sowohl diesen Menschen als auch den in der Bundes-
republik befindlichen Angehörigen schuldig zu sein,  
jede sich bietende Gelegenheit, die Heimkehr dieser  
Deutschen zu ermöglichen, zu benutzen. Die hierzu  
im September 1955 getroffene Absprache hatte sich  
als wenig wirkungsvoll erwiesen, da sich in der  
Frage der Staatsangehörigkeit erhebliche Meinungs-
verschiedenheiten zwischen der Bundesrepublik und  
der Sowjetunion gezeigt hatten und die Zahl der-
jenigen, denen auf die Bemühungen der Botschaft  
in Moskau und des Deutschen Roten Kreuzes die  
Ausreise genehmigt worden war, nur sehr beschei-
den geblieben war.  

Vom allgemeinen politischen Standpunkt bedeu-
tete das Eingehen auf die sowjetischen Verhand-
lungsvorschläge die Fortsetzung der mit der Auf-
nahme diplomatischer Beziehungen eingeleiteten  
Politik, die von den Sowjets angebotene Möglich-
keit eines Gesprächs wahrzunehmen. Der Aufnahme  
der diplomatischen Beziehungen war infolge meh-
rerer Umstände, nicht zuletzt infolge der Ungarn-
krise, die an sich erwartete Vermehrung der Kon-
takte, die zu einer Besserung des Verhältnisses der  
beiden Staaten führen sollte, nicht gefolgt. Hier bot  
sich eine solche Möglichkeit, der zudem von der  
anderen Seite die Besserung der Beziehungen als  
Hauptziel gesetzt war. In diesem Wunsch trafen sich  
die grundsätzlichen Auffassungen beider Regie-
rungen.  
Die Bundesregierung erklärte sich daher zu Ver-

handlungen über Handels- und Konsularfragen be-
reit. Das Gespräch über technisch-wissenschaftliche  
Zusammenarbeit schlug sie vor, auf den diplomati-
schen Weg zu verweisen, um diese ersten Vertrags-
verhandlungen zwischen beiden Staaten nicht durch  
ein allzu umfangreiches Programm zu belasten. Den  
sowjetischen Vorschlag, Verhandlungen über ein  
Kulturabkommen zu führen, nahm die Bundesregie-
rung vorerst nicht auf, da sie glaubte, daß die Rege-
lung dieser Frage eine gewisse Entspannung im  
bilateralen Verhältnis voraussetzte, die erst durch  
die Verhandlungen auf den anderen Gebieten er-
reicht werden sollte. Mit großem Nachdruck forderte  
sie die sofortige und umfassende Behandlung der  
Repatriierungsfrage, weil sie — abgesehen von den  
großen politischen Fragen, die nicht als erste in  
Angriff genommen werden konnten — in dieser das  
bedeutendste Hindernis auf dem Weg zu einer  
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Besserung der allgemeinen Beziehungen zwischen  
beiden Ländern sah. Verhandlungen allein über  
Wirtschafts- und Konsularfragen hätten, solange  
dieses Hindernis noch bestand, hierzu nicht genügt.  
Es sprach auch alles dafür, die Repatriierungsfrage  
gleichzeitig mit den beiden anderen, von den So-
wjets vorgeschlagenen Verhandlungsthemen zu be-
handeln und sich nicht etwa auf die letzteren in der  
Hoffnung zu beschränken, daß die Sowjetregierung  
nach einer für sie günstigen Lösung dieser beiden  
Fragen von sich aus zu einer uns befriedigenden  
Regelung der Repatriierungsfrage bereit sein würde.  
Wenn sie einer Regelung der Repatriierungsfrage  
nicht ausweichen wollte, so war nicht ersichtlich,  
weshalb sie sich einer Aufnahme dieses Punktes in  
die Tagesordnung der Verhandlungen hätte wider-
setzen sollen. Umgekehrt hätte die Zurückweisung  
des deutschen Verhandlungswunsches berechtigte  
Zweifel darüber aufkommen lassen, ob die Sowjet-
regierung zu einer angemessenen Lösung dieser  
Frage überhaupt bereit war.  

Die Aufnahme der Verhandlungen verzögerte sich,  
weil zu letzterem Punkt noch eine Klärung erforder-
lich war. Der Brief des Ministerpräsidenten Bulganin  
vom 5. Februar 1957 ließ offen, ob die Sowjetregie-
rung mit der Einbeziehung der Repatriierungsfrage  
in das Verhandlungsprogramm einverstanden und  
zu einer grundsätzlichen Lösung bereit war. Es be-
durfte noch eines mehrfachen Brief- und Noten-
wechsels, bis über die erstere Frage Klarheit erzielt  
war und in der materiellen Frage sich jedenfalls ein  
gewisses Eingehen auf die deutschen Wünsche an-
kündigte.  

Um keine weitere Zeit zu verlieren, erklärte sich  
die Bundesregierung damit einverstanden, die Ver-
handlungen zu einem an sich wenig günstigen Zeit-
punkt, nämlich zwei Monate vor den Bundestags-
wahlen des Jahres 1957, beginnen zu lassen.  

Die Verhandlungen wurden am 22. Juli 1957 in  
Moskau aufgenommen. Die deutsche Delegation  
wurde vоп  Botschafter Lahr geleitet. Auf sowjeti-
scher Seite führte der Stellvertretende Außenmini-
ster Semjonow die Verhandlungen über die politi-
schen Fragen und der Stellvertretende Außenhan-
delsminister Kumykin die Verhandlungen auf wirt-
schaftlichem Gebiet. In Übereinstimmung mit dem  
vorangegangenen Brief- und Notenwechsel wurde  
zu Beginn der Verhandlungen vereinbart, daß die  
Tagesordnung drei gleichrangige Punkte, nämlich  
die Handelsfragen, die mit der Repatriierung zusam-
menhängenden Fragen und die Frage eines Abkom-
mens über die Gewährleistung der konsularischen  
Befugnisse umfassen sollte.  

In der Zeit bis zum 15. September 1957 konnte in  
den Verhandlungen keine Verständigung über die  
einzelnen Verhandlungsgegenstände erzielt werden.  
Dennoch blieb die deutsche Delegation ständig be-
müht, die Verhandlungen fortzuführen und einen  
Abbruch der Gespräche zu verhindern.  

Nach dem 15. September 1957 zeigte die sowjeti-
sche Seite sich gegenüber den sich weiter fortsetzen-
den deutschen Bemühungen zunächst indifferent.  
Erst im Oktober gab sie zu erkennen, daß sie nun-
mehr zu Gesprächen über Einzelfälle der Repatri

-

ierung bereit sei, so daß nunmehr die Verhandlun-
gen auf allen Gebieten wieder aufgenommen werden  
konnten. Vor der Weihnachtsunterbrechung zeich-
nete sich ein vоп  beiderseitigen Kompromissen aus-
gehender Gesamtplan für alle Verhandlungsgegen-
stände ab, auf dessen Grundlage dann die Gespräche  
am 1. Februar 1958 wieder aufgenommen und trotz  
zeitweiligen Auftauchens neuer, teilweise ernster  
Schwierigkeiten am 8. April 1958 abgeschlossen  
werden konnten. Es wurden ein „Langfristiges Ab-
kommen über den Waren- und Zahlungsverkehr",  
das „Protokoll über den Warenverkehr im Jahre  
1958", das „Abkommen über Allgemeine Fragen  
des Handels und der Seeschiffahrt" und der  
„Konsularvertrag" paraphiert. Gleichzeitig wurde  
die auf dem Gebiet der Repatriierung erzielte  
Einigung durch eine gemeinsame Verlautbarung im  
Schlußkommuniqué und die Verlesung einer sowje-
tischen und einer deutschen Erklärung vollzogen.  
Das Kommuniqué ist am gleichen Tage in beiden  
Ländern veröffentlicht worden. Die über die Repatri-
ierung mündlich getroffene Vereinbarung ist am  
folgenden Тag in der Bundesrepublik publiziert  
worden, während auf sowjetischer Seite — abge-
sehen von dem Schlußkommuniqué — weder die  
schriftlichen noch die mündlichen Vereinbarungen  
veröffentlicht worden sind. Die Durchführung der  
Repatriierungsvereinbarung ist von der Sowjetunion  
bereits in die Wege geleitet worden. Die Unter-
zeichnung der schriftlichen Vereinbarungen wurde,  
gemäß einer vor Verhandlungsbeginn getroffenen  
Absprache, in B оnn, und zwar am 25. April 1958  
durch den Bundesminister des Auswärtigen, Dr. von  
Brentano, und Botschafter Lahr, auf sowjetischer  
Seite durch den Ersten Stellvertretenden Minister-
präsidenten Mikojan sowie den Stellvertretenden  
Außenminister Semjonow bzw. den Stellvertreten-
den Außenhandelsminister Kumykin, vorgenommen.  
Die nicht-zustimmungsbedürftigen Vereinbarungen  
sind am Tаgе  der Unterzeichnung in Kraft getreten.  

Neben dem unmittelbaren Interesse an den ein-
zelnen Verhandlungsergebnissen liegt die weitere  
Bedeutung dieses Vertragswerkes auf allgemeinem  
politischen Gebiet. Allein die Tatsache des positiven  
Abschlusses der Verhandlungen ist in beiden Län-
dern lebhaft begrüßt worden. Anläßlich der Unter-
zeichnung hat eine allgemeine Aussprache zwischen  
leitenden Persönlichkeiten der beiden Regierungen  
stattgefunden. Die Durchführung der Abkommen,  
die sich nach der Überzeugung der Bundesregierung  
beide Seiten auf das ernsthafteste angelegen sein  
lassen werden, wird hoffentlich der weiteren Ver-
besserung der beiderseitigen Beziehungen nützlich  
sein. Kulturelle und technisch-wissenschaftliche Kon-
takte, über die nunmehr Gespräche aufgenommen  
'erden, sollen diese Wirkung verstärken. Wenn  
damit auch die Lösung der das deutschsowjetische  
Verhältnis beherrschenden Frage, die deutsche Wie-
dervereinigung, nicht unmittelbar gefördert wird,  
so dient eine Besserung der Atmosphäre letztlich  
auch der Behandlung dieser Lebensfrage des deut-
schen Volkes, die sich unabweislich aufdrängt, wenn  
es wirklich zu der im Interesse der beiden Völker  
und des Weltfriedens liegenden Normalisierung  
der deutschsowjetischen Beziehungen kommen soll.  
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B. Zusammenfassung und Würdigung der auf den 
einzelnen Gebieten getroffenen Vereinbarungen 

1. Die Repatriierungsfrage 

Die Standpunkte, die von den beiderseitigen Re-
gierungen bei Beginn der Verhandlungen in der 
Repatriierungsfrage eingenommen wurden, lassen 
sich wie folgt gegenüberstellen: 

In dem Brief- und Notenwechsel, der den Ver-
handlungen vorausging, sowie bei Eröffnung der 
Verhandlungen ist von deutscher Seite das folgende 
Verhandlungsziel bekanntgegeben worden: 

Abschluß eines Abkommens mit reziprok gel-
tenden Richtlinien für die Behandlung der ein-
zelnen Repatriierungsfälle. 

Materiell sollte unter Wahrung der Freiwilligkeit 
folgenden deutschen Staatsangehörigen die Rück-
kehr aus der Sowjetunion ermöglicht werden: 

a) den Personen, die am 8. Mai 1945 nach deutschem 
Recht die deutsche Staatsangehörigkeit besessen 
haben; 

b) den Personen, die auf Grund nationalsozialisti-
scher Verfolgungsmaßnahmen die deutsche Staats-
angehörigkeit verloren haben; 

c) den Ehegatten, Abkömmlingen, Eltern und Ge-
schwistern der unter a und b genannten Perso-
nen, falls sie mit diesen ausreisen wollen; 

d) den Personen, die nicht unter a bis c genannt 
sind, und die sich zu ihren außerhalb der Sowjet-
union lebenden deutschen Ehegatten, Abkömm-
lingen, Eltern oder Geschwistern begeben wollen. 

Hierbei war im wesentlichen an folgende Perso-
nengruppen deutscher Staatsangehörigkeit gedacht: 

a) Vertragsumsiedler, d. h. Deutsche, die auf Grund 
von Verträgen in der Zeit von 1939 bis 1941 aus 
Litauen, Lettland, Estland, Bessarabien, der nörd-
lichen Bukowina und aus den polnischen Ost-
gebieten nach Deutschland umgesiedelt und nach 
Kriegsende wieder in die Sowjetunion gebracht 
worden waren; 

b) Reichsdeutsche aus den von den sowjetischen 
Truppen besetzten Gebieten des Deutschen 
Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937, 
unter anderem aus dem Gebiet um Königsberg; 
ferner aus dem Memelgebiet; 

c) die Administrativumsiedler, d. h. die Deutschen, 
die ihren Wohnsitz in der Sowjetunion hatten, 
während des letzten Krieges nach Deutschland 
kamen, hier im Wege der Einzeleinbürgerung 
die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten hatten 
und nach dem Krieg in die Sowjetunion zurück-
gebracht worden waren; 

d) eine kleine Gruppe von deutschen Technikern 
und Wissenschaftlern, die in den Jahren 1945/46 
zur Arbeitsleistung in die Sowjetunion verpflich-
tet worden war und die sich seit September 1955 
in Suchumi am Schwarzen Meer aufhielt. 

In dem angestrebten Abkommen sollte auch das 
bei Durchführung der Repatriierung anzuwendende 
Verfahren festgelegt werden. 

Die Bundesregierung hat es bei der Ausarbeitung 
der deutschen Vorschläge für ihre rechtliche und 
menschliche Pflicht gehalten, sich für alle diese Per-
sonen, die nach dem in der Bundesrepublik in Gel-
tung befindlichen Recht deutsche Staatsangehörige 
sind, bei der sowjetischen Regierung zu verwenden 
und alles dafür zu tun, diesen Menschen die Aus-
reise nach der Bundesrepublik zu ermöglichen, wenn 
diese sie wünschen. 

Nach sowjetischer Auffassung sollte, wie sich aus 
dem Brief- und Notenwechsel, der den Verhandlun-
gen vorausging, ergab, die Repatriierungsfrage wie 
folgt behandelt werden: 

Die praktischen Fragen, die sich bei der Durch-
führung der Maßnahmen zur Repatriierung einzel-
ner deutscher Bürger aus der Sowjetunion ergeben 
und die Fragen, die mit der Rückkehr der ver-
schleppten sowjetischen Staatsangehörigen in der 
Bundesrepublik Deutschland verbunden sind, sollten 
Gegenstand einer Erörterung sein. Der Modus der 
Erörterung dieser Fragen sollte von den Regierungs-
delegationen bestimmt werden. 

Für die sowjetische Regierung existierte, wie sich 
herausstellte, eine Repatriierungsfrage nur insoweit, 
als es sich um solche Personen handelte, die auch 
nach sowjetischer Auffassung allein die deutsche 
Staatsangehörigkeit besaßen. Infolge der sowjeti-
schen Einbürgerungspraxis nach dem Kriege han-
delte es sich dabei nur um wenige Personen, vor-
nehmlich aus Ostpreußen und aus dem Memelgebiet 
sowie um einige wenige Vertragsumsiedler. 

In den abschließenden Vereinbarungen vom 
8. April 1958 wird die Repatriierungsfrage wie folgt 
geregelt: 

Als Vereinbarung gelten der die Repatriierung 
betreffende Abschnitt des Moskauer Schlußkommu-
niqus vom 8. April 1958 und die von den beiden 
Delegationsleitern in der Abschlußsitzung zu diesem 
Schlußkommuniqué abgegebenen, zuvor ausgehan-
delten mündlichen Erklärungen. Die Repatriierungs-
vereinbarung besteht somit aus einem allgemeinen 
schriftlichen und einem besonderen mündlichen Teil; 
der letztere ergänzt und erläutert den ersteren. Das 
Schlußkommuniqué und der Wortlaut der münd-
lichen Erklärungen vom 8. April 1958 sind dieser 
Begründung beigefügt (Anlage I und II). 

Die sowjetische Regierung ist bei den getroffenen 
Vereinbarungen folgende Bindungen eingegangen: 

a) Uneingeschränkt repatriierungsberechtigt sind: 

1. die Ostpreußen; 

2. die Memelländer, ausgenommen solche, die 
selbst oder deren Eltern erst nach 1918 in das 
Memelgebiet gekommen sind und nichtdeut-
scher Volkszugehörigkeit sind; 

3. Vertragsumsiedler, die auch nach sowjetischer 
Auffassung heute noch die deutsche Staatsan-
gehörigkeit besitzen; 

4. alle übrigen deutschen Staatsangehörigen aus 
dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1937, die sich im 
Gebiet der Sowjetunion aufhalten. 
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Die Repatriierung ist jeweils abhängig vom 
Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit am 
21. Juni 1941. 

b) Eine sowjetische Wohlwollenserklärung besteht 
zugunsten der Repatriierung der Vertragsum-
siedler, die von den sowjetischen Behörden heute 
als sowjetische Staatsangehörige angesehen 
werden. Praktisch soll die Behandlung dieser 
Personen der der unter a genannten Personen 
gleichkommen; ausgenommen sind lediglich die 
Mischehen, d. h. die Ehen mit einem nichtdeut-
schen Teil, bei denen nach den Umständen des 
Einzelfalles entschieden werden soll. 

c) Für die Gruppe der Administrativumsiedler ließ 
sich keine Vereinbarung erreichen. Die Sowjet-
regierung lehnte es auf das entschiedenste ab, 
die während des Krieges vollzogene Einbürge-
rung sowjetischer Staatsangehöriger deutscher 
Volkszugehörigkeit als rechtswirksam anzuer-
kennen, und sieht darüber hinaus in der nach 
ihrer Auffassung eigenmächtigen Übersiedlung 
dieser Personen nach Deutschland eine strafbare 
Handlung im Sinne der sowjetischen Gesetz-
gebung. Die deutsche Seite hat auf die entgegen-
stehende deutsche Rechtsauffassung und auf den 
menschlichen Aspekt des Problems eindringlich, 
jedoch ohne Erfolg hingewiesen. Sie hat sich 
dann weiter bemüht, zu einer Teilregelung unter 
dem Gesichtspunkt der Familienzusammenfüh-
rung zu gelangen. Diese ist als Prinzip von bei-
den Seiten in der Repatriierungsvereinbarung 
ausdrücklich anerkannt worden, wobei allerdings 
die sowjetische Seite auf dem Zusatz bestanden 
hat, daß die Anwendung des Prinzips sich nach 
den Gesetzen des betreffenden Staates zu richten 
habe. Die Bundesregierung hofft, daß die sowje-
tische Regierung bei der Anwendung des Prin-
zips dem Gesichtspunkt der Menschlichkeit an-
gemessene Berücksichtigung zuteil werden läßt. 

d) Vor Abschluß der Verhandlungen hat die sowje-
tische Regierung ebenfalls den in Suchumi am 
Schwarzen Meer lebenden deutschen Technikern 
und Wissenschaftlern die Ausreise in die Bundes-
republik gestattet. Diese Aktion wurde bereits 
im Februar 1958 abgeschlossen. 

e) Die sowjetische Regierung wird ebenfalls solchen 
Personen die Ausreise gestatten, die auf Grund 
nationalsozialistischer Verfolgungsmaßnahmen 
die deutsche Staatsangehörigkeit verloren haben, 
sich in der Sowjetunion aufhalten und den 
Wunsch nach Ausreise in die Bundesrepublik 
äußern. 

f) Die Durchführung der Repatriierung der vorge-
nannten deutschen Staatsangehörigen aus der 
Sowjetunion liegt bei den sowjetischen Behör-
den. Die schon bestehende Zusammenarbeit der 
Rotkreuz-Gesellschaften der beiden Staaten wird 
im bisherigen Rahmen fortgesetzt werden. Im 
Falle von Schwierigkeiten bei der Erteilung von 
Ausreisegenehmigungen wird sich die Botschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in die Behand-
lung der Einzelfälle einschalten. Die Botschaft 

steht im übrigen allen noch in der Sowjetunion 
lebenden Deutschen bei der Behandlung ihrer 
Ausreiseanträge zur Verfügung. 

Das in der Repatriierungsfrage in materieller Hin-
sicht erzielte Ergebnis stellt ein weitgehendes Ein-
gehen der sowjetischen Regierung auf die deutschen 
Forderungen dar. Die deutsche Erklärung, die sich 
auf die Frage der Repatriierung in der Bundesrepu-
blik lebender sowjetischer Staatsangehöriger be-
zieht, stellt die verbindliche Bestätigung der bisher 
geübten Praxis dar. 

2. Die Vereinbarungen auf dem Gebiet der 
Wirtschaft 

Nach kriegsbedingter Unterbrechung hatte der 
deutsch-sowjetische Handel — soweit er die Bundes-
republik betrifft — Ende 1956 einen Umsatz (Ein-
fuhren und Ausfuhren zusammengezählt) von rund 
500 Mio. DM erreicht, ohne daß zwischen den beiden 
Ländern irgendwelche Vereinbarungen über die 
Durchführung des Handelsverkehrs bestanden hät-
ten. Im Rahmen des weiter oben erwähnten Noten-
wechsels schlug die Sowjetregierung der Bundes-
regierung zu Beginn des Jahres 1957 Handelsver-
tragsverhandlungen vor, nicht zuletzt wohl deshalb, 
um den Handelsverkehr mit der Bundesrepublik 
entsprechend einplanen zu können. 

Gleich zu Beginn der im Juli 1957 in Moskau auf-
genommenen Verhandlungen zeigte sich, wie er-
wartet, daß beide Seiten von recht verschiedenen 
Grundvorstellungen ausgingen. Während auf deut-
scher Seite in erster Linie an ein kurzfristiges 
Waren- und Zahlungsabkommen mit Kontingents-
listen und an wenige ergänzende zustimmungspflich-
tige Vereinbarungen grundsätzlicher Art gedacht 
war, wünschte die sowjetische Delegation zunächst 
ein fünfjähriges Waren- und Zahlungsabkommen 
und dazu einen klassischen Handels- und Schiffahrts

-

vertrag. 

Die deutschen Vorschläge sahen im einzelnen vor 
allem vor: 

a) Für das Waren- und Zahlungsabkommen 

1) eine Gültigkeitsdauer von einem, höchstens 
drei Jahren, 

2) jährliche Neuvereinbarung der Warenliste 
bzw. Kontingente, 

3) Abrechnung des Waren- und Dienstleistungs-
verkehrs über Beko-Mark-Konten; 

b) für die ergänzenden zustimmungspflichtigen Ver-
einbarungen 

1) eine unbeschränkte Gültigkeitsdauer mit jähr-
licher Kündigungsmöglichkeit, 

2) Nichtdiskriminierung der Schiffahrt, 
3) Vorschriften über das Schiedsverfahren und 

die Vollstreckung von Schiedssprüchen, 
4) Schutz der Person und des Eigentums sowie 

Ein- und Ausreisegarantien für deutsche 
Staatsangehörige, 

5) Zulassung einer sowjetischen Handelsvertre-
tung in der Bundesrepublik Deutschland. 
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c) Darüber hinaus wurde deutscherseits die Erneu-
erung eines im Jahre 1925 geschlossenen Fische-
reiabkommens in Aussicht genommen, durch 
welches deutschen Fischereifahrzeugen die Aus-
übung des Fischfangs in bestimmten sowjetischen 
Küstengewässern gestattet wird. 

Außerdem strebte die deutsche Seite Verein-
barungen über den Warenzeichen- und gewerb-
lichen Rechtsschutz an. 

Die Sowjetdelegation schlug demgegenüber zu-
nächst vor: 

a) Für das Waren- und Zahlungsabkommen 

1) eine fünfjährige Laufzeit, 
2) feste Kontingentsvereinbarungen für alle fünf 

Vertragsjahre mit einem Gesamtumsatz von 
rd. 7 Mrd. Rubel (7,35 Mrd. DM), 

3) technische Kreditlinien und Kursgarantien 
auf Goldbasis für den Zahlungsverkehr, 

4) Überlassung aller Schiedsabreden an die be-
teiligten Wirtschaftskreise, 

b) für die handelspolitischen Vereinbarungen 
grundsätzlicher Art 

1) unbestimmte Gültigkeitsdauer, 
2) allgemeine und unbedingte Meistbegünsti-

gungen für Handel und Seeschiffahrt, 
3) ausschließliche Zuständigkeit der interessier-

ten Wirtschaftskreise für Schiedsabreden, je-
doch unter Vollstreckungsgarantie für 
Schiedssprüche, 

4) Verzicht auf besondere Garantien für Ein- 
und Ausreise sowie Schutz der Person und 
des Eigentums von Geschäftsreisenden, 

5) Sonderstatus für die sowjetische Handelsver-
tretung als Bestandteil der Sowjetbotschaft 
sowie Zulassung einer Zweigstelle der Han-
delsvertretung. 

Das Verhandlungsergebnis 

Es wurden abgeschlossen: 

a) Ein dreijähriges Waren- und Zahlungsabkom-
men, „Langfristiges Abkommen über den Waren- 
und Zahlungsverkehr" genannt — Wortlaut An-
lage III —, das — abgesehen von den nicht fest-
gelegten Zuwachsraten für die kommenden zwei 
Jahre — einen Warenaustausch von 3,15 Mrd. 
DM vorsieht. Die Lieferungen sollen im Rahmen 
der für die drei Vertragsjahre festgelegten Kon-
tingente stattfinden und auf beiden Seiten aus-
geglichen sein. Embargo-Waren werden nicht er-
faßt. 
Bei der Aushandlung der Warenlisten konnten 

im beschränkten Umfang auf der deutschen Lie-
ferseite Konsumgüter untergebracht werden. Die 
Zahlungen erfolgen in Beko-Mark. 

Zu dem Langfristigen Abkommen über den 
Waren- und Zahlungsverkehr gehört das an den 
gleichen Tagen paraphierte bzw. unterzeichnete 
Protokoll für den Warenverkehr im Jahre 1958 
mit spezifizierten Warenlisten für dieses Jahr 

— Wortlaut siehe Anlage IV —. Derartige Pro-
tokolle sind nach Artikel 3 des Langfristigen Ab-
kommens über den Waren- und Zahlungsverkehr 
für jedes Vertragsjahr vorgesehen. 

b) Ein ergänzendes ratifizierungsbedürftiges, eben-
falls dreijähriges Abkommen über grundsätz-
liche handelspolitische Fragen, als „Abkommen 
über Allgemeine Fragen des Handels und der 
Seeschiffahrt" bezeichnet. Dieses Abkommen bil-
det den Gegenstand des vorliegenden Gesetz-
entwurfs. 

Dem Inhalt nach handelt es sich um eine Art 
kleinen Handelsvertrag. Die Meistbegünstigung 
ist auf gewissen Gebieten (Eingangsabgaben, 
Steuern auf Einfuhrgüter, Ein- und Ausfuhrver-
bote bzw. -beschränkungen) gewährt. Die So-
wjetunion wird jedoch keine Rechte aus Verträ-
gen herleiten können, welche die Bundesrepu-
blik mit dem Ziele des wirtschaftlichen Zusam-
menschlusses, einer Zollunion oder einer Frei-
handelszone geschlossen hat oder schließt. Im 
Falle der Errichtung der Freihandelszone ist die 
Bundesrepublik verpflichtet, der Sowjetregierung 
eine Konsultierungsmöglichkeit zu geben. 

Eine Anti-Dumpingklausel konnte nicht durch-
gesetzt werden. Infolge der Interdependenz zwi-
schen Warenabkommen und Abkommen über 
Allgemeine Fragen besteht für die Sowjetunion 
keine Möglichkeit, Ansprüche aus deutschen Li-
beralisierungsmaßnahmen herzuleiten. 

Die Handelsvertretung wird als Bestandteil 
der Sowjetbotschaft zugestanden. Eine begrenzte 
Privilegierung der Bediensteten der Handelsver-
tretung wurde zugestanden; die Zahl der Be-
diensteten bleibt beschränkt. 

Das von der Bundesrepublik angestrebte Ziel, 
auch den Schiffen deutscher Flagge die ermäßigten 
Hafengebühren zu sichern, welche die Sowjet-
union den meistbegünstigten Ländern gewährt, 
konnte mit Hilfe einer Nichtdiskriminierungs-
klausel erreicht werden. Die von der Bundesrepu-
blik angestrebten Vereinbarungen über Fischerei-
rechte in bestimmten sowjetischen Gewässern 
und über den gewerblichen Rechtsschutz kamen 
nicht zustande. Die abschließende Einigung über 
den gegenseitigen Warenzeichenschutz soll auf 
diplomatischem Wege herbeigeführt werden. 

3. Die Regelung der konsularischen Be-
ziehungen 

Die Bundesregierung hatte in dem Brief- und No-
tenwechsel, mit dem die Verhandlungen vorbereitet 
wurden, den sowjetischen Vorschlag, in den Ver-
handlungen auch Vereinbarungen über die konsula-
rischen Rechte zu treffen, positiv aufgenommen. Da-
bei ging sie davon aus, daß in dem Abkommen 
lediglich der Verkehr der Konsulatsabteilungen der 
beiderseitigen Botschaften mit den Behörden des 
Empfangsstaates und mit den im Empfangsstaat le-
benden Staatsangehörigen des Entsendestaates ge-
regelt werden sollte. Bereits bei Beginn der Ver-
handlungen erwies es sich jedoch eindeutig, daß 
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der sowjetischen Seite — offenbar auch im Hinblick 
auf zukünftige Konsularvertragsverhandlungen mit 
anderen westlichen Staaten — ausschließlich an dem 
Abschluß eines sogenannten klassischen Konsular-
vertrages gelegen war. 

Der Rahmen des Vertrages und zahlreiche Vor-
schriften organisatorischer Art sowie über die 
Rechte und Pflichten der mit der Ausübung der kon-
sularischen Befugnisse beauftragten Beamten ent-
sprechen im allgemeinen der deutschen Vertrags-
praxis. 

Der Vertrag findet vorläufig nur auf die Tätig-
keit der Konsularabteilungen der beiderseitigen 
Botschaften Anwendung und gilt nur dann für die 
Tätigkeit von Konsulaten, falls solche wechselseitig 
errichtet werden sollten. Die Errichtung von Konsu-
laten kann jedoch nur auf Grund von besonderen 
Vereinbarungen in Betracht kommen, über die Ver-
handlungen aufgenommen werden sollen, wenn 
jede der beiden Vertragsparteien ein Bedürfnis 
hierfür bejaht. 

Der Vertragsinhalt beruht im wesentlichen auf 
praktischen Erwägungen. Der Vertrag wird für die 
deutsche Botschaft in Moskau zu einer wesentlichen 
Erleichterung bei der Erfüllung ihrer mannigfaltigen 
konsularischen Aufgaben führen. 

II. Besonderer Teil 

A. Inhalt und Bedeutung des „Abkommens über 
Allgemeine Fragen des Handels und der See-

schiffahrt" im besonderen 

1. Die im sogenannten Abkommen über Allgemeine 
Fragen des Handels und der Seeschiffahrt zusam-
mengefaßten Bestimmungen von allgemeiner Bedeu-
tung stellen — wie bereits weiter oben bemerkt —
lediglich eine Ergänzung zum Langfristigen Abkom-
men über den Waren- und Zahlungsverkehr dar, das 
als Regierungsabkommen den Waren- und Dienst-
leistungsverkehr der Bundesrepublik Deutschland 
mit der Sowjetunion bis zum 31. Dezember 1960 ord-
net und im Bundesanzeiger vom 6. Mai 1958, Nr. 85, 
Seite 1 bis 4, nebst Anlagen und dazugehörigem 
Briefwechsel veröffentlicht ist. Da das ergänzende 
Abkommen über Allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt sich auf Gegenstände der Bun-
desgesetzgebung bezieht, bedarf es der Zustimmung 
der gesetzgebenden Körperschaften der Bundes-
republik; in Artikel 9 des Abkommens ist zudem die 
Ratifizierung des Abkommens ausdrücklich verein-
bart. 

2. Im einzelnen ist zu den Bestimmungen des Ab-
kommens nachstehendes zu bemerken: 

Die Artikel 1 bis 3 regeln Fragen der Meist-
begünstigung. Im Gegensatz zu den anfänglichen 
sowjetischen Wünschen nach allgemeiner und un-
beschränkter Meistbegünstigung wird diese be-
schränkt auf 

a) Zölle und Eingangsabgaben (Artikel 1), 
b) innere Abgaben auf eingeführte Waren (Ar-

tikel 2), 

c) den Erlaß oder die Aufrechterhaltung von Ein-
und Ausfuhrbeschränkungen oder -verboten 
(Artikel 3). 

Grenzverkehrserleichterungen und Zollunion wer-
den — wie üblich — als Ausnahme von der Meist-
begünstigung angesehen (Artikel 1 Abs. 2). Ein mit 
dem Abkommen unterzeichneter Briefwechsel stellt 
fest, daß dies auch für Zollerleichterungen der 
späteren Freihandelszonen-Teilnehmerländer unter-
einander gelten wird, unter der Voraussetzung, daß 
die Sowjetregierung die Möglichkeit erhält, die 
Bundesregierung zu dieser Frage zu konsultieren. 
Den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) ist diese Abmachung, die in 
Artikel XIV Absatz 6 des deutsch-amerikanischen 
Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsvertrages 
vom 29. Oktober 1954 einen gewissen, von sowje-
tischer Seite angezogenen Vorgang hat, notifiziert 
worden. Die EWG wird von der Sowjetunion 
als Zollunion und damit Meistbegünstigungsaus-
nahmefall gewertet. Gegenüber der Montanunion 
hat sich die Sowjetdelegation eine Prüfung in glei-
cher Richtung vorbehalten, vertragliche Abreden 
jedoch mit der Begründung abgelehnt, daß die So-
wjetunion die Montanunion bisher nicht anerkannt 
habe. Man wolle diese Frage auf sich beruhen las-
sen, wie das auch in den sowjetischen Wirtschafts-
verhandlungen mit Frankreich und Italien Ende 
1957 geschehen sei. Diesem Vorschlag wurde deut-
scherseits zugestimmt. Unter den beiden Delega-
tionsleitern wurde außerdem geklärt, daß für keinen 
der beiden Vertragsteile Ansprüche auf Erteilung 
von Ein- oder Ausfuhrgenehmigungen über die ver-
einbarten Kontingente hinaus bestehen, erst recht 
keine Ansprüche auf Beteiligung an Globalaus-
schreibungen oder Liberalisierungsmaßnahmen. Die 
Bestimmungen des Artikels 3 Abs. 1 des Abkom-
mens über Allgemeine Fragen des Handels und der 
Seeschiffahrt — der sich an Artikel 4 des dänisch-
sowjetischen Handels- und Schiffahrtsabkommens 
vom 17. August 1946 anlehnt —, aber auch des Ar-
tikels 4 des Langfristigen Abkommens über den 
Waren- und Zahlungsverkehr haben so eine beson-
ders von den Wirtschaftsorganisationen der Bundes-
republik gewünschte Verdeutlichung erfahren. 

Die beiden Vertragstaaten können — wie in den 
Handelsabmachungen herkömmlich — vom verein-
barten Grundsatz der Meistbegünstigung für Ein- 
und Ausfuhrbeschränkungen oder -verbote ab-
weichen, wenn es die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit oder die öffentliche Gesundheit erfor-
dern (Artikel 3 Abs. 2). 

Die Artikel 4 bis 6 regeln Seeschiffahrtsfragen. 
Die beiden Vertragstaaten werden Schiffe des an-
deren Teiles beim Anlaufen und Verlassen ihrer 
Häfen sowie während des Hafenaufenthaltes gegen-
über Schiffen dritter Staaten nicht benachteiligen 
(Artikel 4), die Schiffspapiere und Schiffsurkunden 
anerkennen (Artikel 5) und in Havarie-Fällen die 
üblichen Hilfen und Vergünstigungen gewähren 
(Artikel 6). Die Diskriminierung der Schiffe des 
Bundes durch überhöhte Hafengebühren in sowjeti-
schen Häfen ist damit — wie bereits weiter oben 
erwähnt — beseitigt. 
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Zusammenhängend betrachtet lassen die Artikel 1 
bis 6 des Abkommens über Allgemeine Fragen des 
Handels und der Seeschiffahrt erkennen, daß ent-
sprechend der deutschen Vertragspraxis die allge-
meine und unbeschränkte Meistbegünstigung für 
Handel und Seeschiffahrt nicht vereinbart worden 
ist. 

In Artikel 7 des Abkommens wird der Sowjet-
union, wie schon erwähnt, die Einrichtung einer 
Handelsvertretung in der Bundesrepublik Deutsch-
land mit dem bereits von über dreißig Staaten in 
West und Ost eingeräumten Sonderstatus zugestan-
den. Dieser Status ist in einer besonderen Anlage 
zum Abkommen als dessen untrennbarer Bestand-
teil in fünf Artikeln niedergelegt. Er gibt der künf-
tigen sowjetischen Handelsvertretung in Köln an-
nähernd dieselbe Rechtsstellung wie sie die alte 
sowjetische Handelsvertretung in Berlin nach dem 
Vertrag vom 12. Oktober 1925 besessen hat. Zweig-
niederlassungen an anderen Orten der Bundesrepu-
blik sind nicht vorgesehen. Die Zahl der sowjeti-
schen Bediensteten ist durch Briefwechsel auf 60 Per-
sonen begrenzt. Die sowjetische Delegation hat im 
Sinne des in Rede stehenden Artikels 7 erklärt, daß 
die Errichtung einer Handelsvertretung in der Bun-
desrepublik für die Sowjetunion die Voraussetzung 
für eine ordnungsmäßige Abwicklung des Handels-
verkehrs im Rahmen der getroffenen Abmachungen 
bilde, da der Außenhandel in der Sowjetunion 
Staatsaufgabe sei. 

Artikel 8 eröffnet die Möglichkeit von Schieds-
vereinbarungen und gewährleistet die Vollstreck-
barkeit von Schiedssprüchen. Die Regelung von Ein-
zelheiten bleibt den beteiligten Wirtschaftsorganisa-
tionen überlassen, wie in einem Briefwechsel zum 
Langfristigen Abkommen über den Waren- und 
Zahlungsverkehr festgehalten ist. 

In Artikel 9 wird das Abkommen, wie schon 
eingangs vermerkt, ausdrücklich für ratifizierungs-
bedürftig erklärt; die Ratifikationsurkunden sollen 
in Moskau ausgetauscht werden. In Synchronisie-
rung mit der Laufzeit des Langfristigen Abkommens 
über den Waren- und Zahlungsverkehr endet auch 
die Gültigkeitsdauer des Abkommens über Allge-
meine Fragen des Handels und der Seeschiffahrt 
mit dem 31. Dezember 1960; neue Verhandlungen 
sollen nicht später als am 31. Oktober 1960 aufge-
nommen werden (Artikel 9 Abs. 2). 

Zu dem zustimmungspflichtigen Abkommen über 
Allgemeine Fragen des Handels und der Seeschiff-
fahrt gehört schließlich noch ein Briefwechsel über 
die Ausstellung und Verwendung von Ursprungs-
zeugnissen. Die Absprache hat vorwiegend tech-
nische Bedeutung. 

B. Inhalt und Bedeutung des „Konsularvertrages" 

Der am 25. April 1958 unterzeichnete Konsular-
vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
hat in verschiedener Hinsicht Regelungen übernom-
men, die bereits in dem Konsularvertrag zwischen  

dem Deutschen Reich und der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken vom 12. Oktober 1925 
(Reichsgesetzbl. 1926 II S.60) enthalten waren. Er 
berücksichtigt ferner praktische Erfahrungen, die 
inzwischen gemacht worden sind. 

Der Vertrag stellt die konsularische Tätigkeit der 
beiderseitigen Botschaften auf eine klare rechtliche 
Grundlage. Er sieht außerdem die Möglichkeit einer 
Errichtung von Konsulaten vor, für deren Tätigkeit 
die Bestimmungen des Vertrages dann ebenfalls gel-
ten würden. 

Zu den Vorschriften des Vertrages ist folgendes 
zu bemerken: 

Im ERSTEN ABSCHNITT wird die Möglichkeit 
der Errichtung von Konsulaten und die Zulassung 
von Konsuln behandelt. 

Nach Artikel 1 gelten die Vertragsbestimmun-
gen zunächst nur für die konsularische Tätigkeit der 
beiderseitigen Botschaften. Die Errichtung von Kon-
sulaten bedarf besonderer Vereinbarung. Die Ver-
tragsparteien wollen Verhandlungen hierüber auf-
nehmen, wenn nach beiderseitiger Auffassung ein 
Bedürfnis für die Errichtung von Konsulaten ent-
steht. Auch Amtssitz und Amtsbezirk der Konsuln 
werden im gegebenen Fall vereinbart. 

Die Artikel 2 bis 4 regeln die Formalien für 
die Zulassung der Konsuln und enthalten die erfor-
derlichen Vorschriften für ihre Vertretung. Der Lei-
ter eines Konsulats (bzw. Generalkonsulats oder 
Vizekonsulats) bedarf, wie dies allgemein üblich 
ist, zur Aufnahme seiner Amtsgeschäfte eines Exe-
quaturs. Dies gilt nicht für die mit konsularischen 
Aufgaben betrauten Angehörigen der beiderseitigen 
Botschaften, die jedoch dem Außenministerium des 
Gastlandes namhaft zu machen sind. 

Die in Artikel 5 festgelegte Definition der Be-
griffe „Konsulat", „Konsul", „Amtsperson des Kon-
sulardienstes" und „Mitarbeiter des Konsulats" be-
rücksichtigt die Praxis beider Vertragsstaaten. 

Als Konsul wird nur der Leiter der Behörde be-
zeichnet. Die unter Absatz 2 Ziffer a fallenden Per-
sonen sind der Gruppe des höheren Dienstes in der 
Bundesrepublik, die unter Absatz 2 Ziffer b fallen-
den Personen der Gruppe des gehobenen Dienstes 
in der Bundesrepublik vergleichbar. 

Der ZWEITE ABSCHNITT behandelt die Rechte 
und Vorrechte der Angehörigen des Konsulats. 

Die allgemeine Schutz- und Unterstützungspflicht 
der örtlichen Behörden (Artikel 7) hat den Zweck, 
die konsularische Tätigkeit zu ermöglichen bzw. zu 
erleichtern. 

In Artikel 8 hat der allgemein völkerrechtlich 
anerkannte Grundsatz der Amtsimmunität seinen 
Ausdruck gefunden. Der Personenkreis, der kon-
sularische Amtsbefugnisse ausübt, untersteht in An-
gelegenheiten, die die amtliche Tätigkeit betreffen, 
nicht der Gerichtsbarkeit des Empfangsstaates. 
Wegen sonstiger Handlungen können Freiheitsbe-
schränkungen nur in bestimmten Ausnahmefällen 
erfolgen. 
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Das Recht zur Führung von Amtsschildern und 
Flaggen an Gebäuden und Fahrzeugen (Artikel 9) 
entspricht dem völkerrechtlich Üblichen. 

Die steuerlichen Privilegien des Artikels 10 
sind grundsätzlich auf Staatsangehörige des Ent-
sendestaates beschränkt. Alle Angehörigen der Kon-
sulate genießen zunächst Steuerbefreiung hinsicht-
lich der Bezüge, die sie in dieser Eigenschaft erhal-
ten. Außerdem werden ihnen die Steuerbefreiungen 
gewährt, die der Empfangsstaat den Angehörigen 
der Konsulate des meistbegünstigten Staates zubil-
ligt. In diese Meistbegünstigungsklausel sind auch 
die mit den Konsulatsangehörigen zusammenleben-
den Ehegatten und minderjährigen Kinder einbe-
zogen. 

Hinsichtlich der Zollbefreiungen werden die Kon-
sulate wie die diplomatischen Vertretungen behan-
delt, und zwar sowohl hinsichtlich des Personen-
kreises als auch hinsichtlich der Dienstgegenstände 
(Artikel 11). Die für die Angehörigen des Kon-
sulats und ihre engsten Familienangehörigen nach 
Maßgabe des Artikels 12 vorgesehene Befreiung 
von öffentlich-rechtlichen Dienst- und Sachleistungs-
pflichten entspricht der besonderen Stellung und 
den Aufgaben dieses Personenkreises. Dementspre-
chend sind die von ihnen benutzten Grundstücke 
und Gebäude von öffentlich-rechtlichen Auflagen 
befreit. 

Artikel 13 besagt, daß die Angehörigen der 
Konsulate grundsätzlich der Zeugnispflicht unter-
liegen. Der Behördenleiter kann eine Aussage unter 
gewissen Voraussetzungen schriftlich abgeben. Die 
Angehörigen der Konsulate können jedoch die Aus-
sage über Umstände verweigern, die ihre amtliche 
Tätigkeit betreffen. 

Artikel 14 Absatz 1 enthält den allgemein an-
erkannten Grundsatz der Unverletzlichkeit der Ar-
chive und des amtlichen Schriftverkehrs. Hinsicht-
lich des Nachrichtenverkehrs mit den Behörden des 
Entsendestaates werden die Konsuln ebenso wie die 
diplomatischen Vertreter behandelt. Nach Absatz 3 
sind die Amtsräume unverletzlich. Auch die per-
sönlichen Wohnräume des Konsuls genießen weit-
gehenden Schutz vor behördlichen Eingriffen. 

Die Vorschrift des Artikels 15 bedeutet in Ver-
bindung mit Artikel 6, daß nur die in Artikel 5 
Abs. 3 definierten „Mitarbeiter des Konsulats" eine 
Nebentätigkeit ausüben dürfen, und zwar nur dann, 
wenn sie Staatsangehörige des Empfangsstaates 

sind. Auch diese Regelung erklärt sich aus der be-
sonderen Stellung der Konsuln und der im Kon-
sulardienst tätigen Amtspersonen. 

Der DRITTE ABSCHNITT regelt in Anlehnung an 
die in den sogenannten klassischen Konsularverträ-
gen üblichen Vorschriften die Aufgaben und Amts-
befugnisse der Konsuln. 

In Artikel 16 werden die allgemeinen Auf-
gaben der Konsuln beschrieben. Sie entsprechen 
den in klassischen Konsularverträgen üblichen Re-
gelungen. 

Das allgemeine Recht der Konsuln, sich an die 
örtlichen Behörden zu wenden und im gegebenen 
Fall bei ihnen Vorstellungen zu erheben (Ar-
tikel 17), ist eine Voraussetzung für eine wirk-
same konsularische Tätigkeit und entspricht allge-
meiner Übung. 

Auch die Vorschrift des Artikels 18, nach der 
die Konsuln das Recht haben, Staatsangehörige des 
Entsendestaates und juristische Personen, die ihre 
Rechte nicht wahrnehmen können, vor Gerichten 
und Behörden einstweilen zu vertreten, soll die Er-
füllung der konsularischen Aufgaben erleichtern. 

Die im Dritten Abschnitt weiterhin geregelten 
einzelnen Aufgaben und Amtsbefugnisse der Kon-
suln entsprechen größtenteils den Funktionen, die 
nach internationaler Übung Inhalt der konsularischen 
Tätigkeit sind. Die in Artikel 19 enthaltene Auf-
zählung konsularischer Befugnisse ist gemäß Zif-
fer 9 keine ausschließliche; andere konsularische 
Amtshandlungen sind jedoch nur dann zugelassen, 
wenn sie nicht dem Grundsatz widersprechen, daß 
sich die konsularische Tätigkeit im Rahmen der Ge-
setze des Empfangsstaates halten muß. 

Die im VIERTEN ABSCHNITT (Schlußbestimmun-
gen) enthaltene Bestimmung (Ar tik e 1 35), daß die 
Vorschriften des Zweiten und Dritten Abschnitts 
über die konsularischen Rechte und Pflichten auf 
die Angehörigen der beiderseitigen Botschaften er-
streckt werden, soweit diese konsularische Amts-
befugnisse ausüben, folgte der grundsätzlichen Re-
gelung des Artikel 1 Abs. 1. 

In Artikel 36 ist festgelegt, daß Fragen, die 
sich bei der Auslegung und Anwendung des zu-
nächst auf die Dauer von fünf Jahren geschlossenen 
Vertrages ergeben, auf diplomatischem Wege ge-
regelt werden. 
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Anlage I 

Kommuniqué 
über den Abschluß der Verhandlungen 

zwischen den Regierungsdelegationen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Die im Jahre 1957 in Moskau zwischen Regierungs-
delegationen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken aufgenomme-
nen Verhandlungen sind im April 1958 abgeschlosesn 
worden. 

Diesen Verhandlungen war ein Briefwechsel zwischen 
dem Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Vorsitzenden des Ministerrats der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken vorausgegangen, in dem 
beide den Wunsch zum Ausdruck gebracht hatten, durch 
zweiseitige Verhandlungen zur Verbesserung der Be-
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zu gelan-
gen. Die bei Aufnahme der Gespräche vereinbarte Tages-
ordnung sah Verhandlungen über Handels- und Wirt-
schaftsfragen, mit der Repatriierung zusammenhängende 
Fragen und die Frage eines Abkommens über die 
Gewährleistung der Konsularrechte vor. 

Für die Bundesrepublik Deutschland verhandelte eine 
Regierungsdelegation unter Leitung des Außerordent-
lichen und Bevollmächtigten Botschafters Lahr; sein 
Vertreter war Vortragender Legationsrat I. Klasse 
Dr. von Zahn-Stranik. Für die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken verhandelte in den politischen Fragen 
eine Regierungsdelegation unter Leitung des Stellver-
tretenden Außenministers Semjonow und in Handels- 
und Wirtschaftsfragen eine Regierungsdelegation unter 
Leitung des Stellvertretenden Außenhandelsministers 
Kumykin. 

Die sehr eingehenden Verhandlungen wurden in dem 
Geiste, der dem gemeinsamen politischen Ziel dieser 
Verhandlungen entsprach, geführt. Nach Überwindung 
anfänglicher Schwierigkeiten wurden die Fragen der 
Tagesordnung zur Zufriedenheit beider Seiten gelöst. Die 
erzielten Ergebnisse haben ihren Niederschlag in mehre-
ren Verträgen und Vereinbarungen gefunden. 

In den Verhandlungen über Wirtschaftsfragen wurden 
ein „Langfristiges Abkommen über den Waren- und 
Zahlungsverkehr", ein „Protokoll über den Warenver-
kehr im Jahre 1958" und ein „Abkommen über Allgemeine 
Fragen des Handels und der Seeschiffahrt" zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der Soziali-
stischen Sowjetrepubliken vereinbart. 

Das Langfristige Abkommen über den Waren- und 
Zahlungsverkehr soll den Handelsbeziehungen zwischen 
der Bundesrepublik und der Sowjetunion größere Festig-
keit und Dauer verleihen. In ihm werden für einen Zeit-
raum von drei Jahren, 1958 bis 1960, die Warenlisten 
für die Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik und der 
Sowjetunion sowie das Verfahren für die Abwicklung 
des Waren- und Zahlungsverkehrs zwischen den beiden 
Staaten festgelegt. 

Das Abkommen sieht vor, daß der Warenverkehr 
zwischen den beiden Staaten von Jahr zu Jahr erheblich 
zunimmt und im Jahre 1960 einen Wert von rund 
1260 Mio. DM bzw. 1200 Mio. Rubel, also etwas das 

Doppelte des Warenverkehrs von 1957 erreicht. Der 
Gesamtwert der vereinbarten Warenlieferungen 1958 bis 
1960 beträgt rund 3150 Mio. DM bzw. 3000 Mio. Rubel. 
Die Warenlisten sollen jährlich durch Vereinbarung 
zwischen beiden Regierungen ergänzt und den Verhält-
nissen angepaßt werden. Es wird daher erwartet, daß der 
Warenumsatz im Laufe dieser drei Jahre die genannte 
Summe übersteigen wird. 

Auf Grund der Warenlisten, die dem Langfristigen 
Abkommen anliegen, ist vorgesehen, daß die sowje-
tischen Außenhandelsorganisationen in der Bundesrepu-
blik große Aufträge auf verschiedene Arten von Maschi-
nen und Ausrüstungen, die im Verlauf dieser drei Jahre 
in die Sowjetunion geliefert werden sollen, erteilen, dar-
unter auf gewisse Arten von Ausrüstungen für den Erz-
bergbau und die Hüttenindustrie, schweren Schmiede-
maschinen, automatischen Transferstraßen und Werk-
zeugmaschinen für die Metallbearbeitung, Ausrüstungen 
für die chemische Industrie, darunter solche für die Her-
stellung von Kunstfasern und Kunststoffen, Ausrüstungen 
für Holzfaserplattenwerke sowie technologische Aus-
rüstungen für Walfangmutterschiffe und für schwim-
mende Fischfabriken. Ferner sollen in der Bundesrepublik 
Eisen- und Stahlwalzgut, Kabelerzeugnisse, chemische 
Erzeugnisse und andere Waren, einschließlich einiger für 
den Konsum bestimmter Waren, gekauft werden. 

Nach den Warenlisten ist vorgesehen, daß in dem 
gleichen Zeitraum in die Bundesrepublik aus der Sowjet-
union Holz, Zellulose, Erdöl und Erdölprodukte, Getreide, 
Kohle, Asbest, Mangan und Chromerz, Ferrolegierungen, 
Maschinen und Ausrüstungen, Baumwolle, Flachs, Hanf, 
chemische Erzeugnisse, Tabak und eine Reihe anderer 
Waren eingeführt werden. 

Durch das Protokoll über den Warenverkehr im Jahre 
1958 werden die präzisierten Listen für das laufende 
Jahr festgesetzt. 

Das Abkommen über Allgemeine Fragen des Handels 
und der Seeschiffahrt legt einige der wichtigsten handels-
politischen und rechtlichen Bedingungen fest, die für die 
Beziehungen zwischen den beiden Staaten auf dem Gebiet 
des Handels und der Seeschiffahrt maßgebend sein sollen. 
Insbesondere sieht das Abkommen vor, daß hinsichtlich 
der Zölle und einiger anderer mit der Warenein- und 
-ausfuhr zusammenhängender Fragen gegenseitig die 
Meistbegünstigung gewährt wird; es regelt ferner Fragen 
der Seeschiffahrt. Das Abkommen sieht die Errichtung 
einer Handelsvertretung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken in der Bundesrepublik Deutschland vor 
und legt ihre Rechtsstellung fest. 

Bei den Verhandlungen über die mit der Ausreise der 
einzelnen Staatsangehörigen beider Länder zusammen-
hängenden Fragen wurde vereinbart, daß die sowjetische 
Seite die praktischen Fragen, die sich im Zusammenhang 
mit Anträgen deutscher Staatsangehöriger auf Ausreise 
aus der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in 
die Bundesrepublik Deutschland im Einzelfall ergeben, 
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wohlwollend prüfen wird. In der gleichen Weise werden 
die Behörden der Bundesrepublik Deutschland ent-
sprechende Anträge sowjetischer Staatsangehöriger prü-
fen, die sich zur Zeit in der Bundesrepublik Deutschland 
befinden und in die Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken auszureisen wünschen. 

Beide Seiten haben im Verlauf der Verhandlungen 
erklärt, daß sie sich zum Prinzip der Zusammenführung 
von infolge des letzten Krieges getrennten Familien 
bekennen, wobei sie übereingekommen sind, daß jede 
der beiden Seiten auf der Grundlage ihrer Gesetzgebung 
verfahren wird. 

Beide Seiten haben sich damit einverstanden erklärt, 
daß die Zusammenarbeit der Rotkreuz-Gesellschaften der 
beiden Staaten fortgesetzt wird. 

Der in den Verhandlungen vereinbarte Konsularver-
trag stellt die konsularischen Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten auf eine vertragliche Grundlage und 

ermöglicht einen wirksamen Schutz der beiderseitigen 
Staatsangehörigen sowie der Handels- und Schiffahrts-
interessen im Gastlande. Die praktische Bedeutung des 
Vertrages liegt gegenwärtig in der Regelung der kon-
sularischen Amtsbefugnisse der Konsular-Abteilungen 
der beiderseitigen Botschaften. Im Falle einer späteren 
Errichtung von Konsulaten wird der Vertrag die Grund-
lage für deren Tätigkeit sein. 

Die Vereinbarungen wurden in einer abschließenden 
Vollsitzung der Regierungsdelegationen in Moskau am 
8. April 1958 von den Leitern der Regierungsdelegationen 
paraphiert. 

Die Unterzeichnung der Vereinbarungen wird in Kürze 
gemäß der zwischen den beiden Regierungen getroffenen 
Absprache in Bonn erfolgen. 

Die Bundesregierung hat die Sowjetregierung einge-
laden, zu diesem Zweck ein Regierungsmitglied nach 
Bonn zu entsenden. 
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Anlage II 

Repatriierungs-Erklärung 

Der Text der sowjetischen mündlichen Erklärung zur 
Repatriierungsfrage und der Text der deutschen Gegen-
erklärung, abgegeben am 8. April 1958 in Moskau, lauten 
wie folgt: 

1. Text der sowjetischen Erklärung 

Im Verlaufe der Verhandlungen zwischen den Regie-
rungsdelegationen der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken und der Bundesrepublik Deutschland über 
Fragen der Entwicklung der Beziehungen zwischen den 
beiden Ländern wurden auch die Fragen erörtert, die 
einerseits mit der Ausreise von zur Zeit in der Bundes-
republik befindlichen sowjetischen Staatsangehörigen und 
andererseits mit der Ausreise deutscher Staatsangehöriger 
aus der Sowjetunion in die Bundesrepublik im Einzelfall 
zusammenhängen. Die hinsichtlich dieser Fragen getrof-
fene Vereinbarung findet ihren Ausdruck in dem von 
den Delegationen vereinbarten, für die Veröffentlichung 
bestimmten gemeinsamen Kommuniqué über die Ergeb-
nisse der Verhandlungen. 

Außerdem ist die sowjetische Delegation ermächtigt, 
mündlich zu erläutern, daß die sowjetische Seite die prak-
tischen Fragen prüfen und positiv entscheiden wird, die 
sich im Zusammenhang mit Anträgen deutscher Staats-
angehöriger, die die deutsche Staatsangehörigkeit am 
21. Juni 1941 besessen haben, soweit sich solche heute 
noch auf dem Gebiet der Sowjetunion befinden, auf Aus-
reise mit ihren Ehegatten und Kindern aus der Sowjet-
union in die Bundesrepublik im Einzelfall ergeben. Bei 
diesen Personen kommt es lediglich auf den Besitz der 
deutschen Staatsangehörigkeit am 21. Juni 1941 an. Diese 
Vereinbarung erstreckt sich jedoch nicht auf Personen 
nichtdeutscher Volkszugehörigkeit, die nach 1918 in das 
Memelgebiet zugewandert sind. 

Das oben Gesagte gilt nicht für auf Grund der Abkom-
men von 1939 bis 1941 nach Deutschland ausgereiste Per-
sonen, die Staatsangehörige der Sowjetunion sind. Die 
sowjetische Seite wird bei der Prüfung der Anträge die-
ser Personen wie folgt verfahren: 

Die sowjetische Seite ist bereit, Anträge dieser Per-
sonen auf Ausreise in die Bundesrepublik im individuellen 
Verfahren und gemäß der sowjetischen Gesetzgebung 
wohlwollend zu prüfen. Dies gilt für Personen, die ihre 
Familie oder nahe Angehörige in der Bundesrepublik 
haben oder aber für Personen, deren Familien aus Deut-
schen bestehen. Bei Mischehen wird die Frage der Aus-
reise solcher Personen von der sowjetischen Seite je nach 
den konkreten Umständen unter Berücksichtigung der 
Interessen der Familie wie auch der einzelnen Familien-
mitglieder entschieden. Die getroffene Vereinbarung 
erstreckt sich nicht auf Personen, gegen die auf dem 
Gebiet der Sowjetunion ein Untersuchungsverfahren läuft 
oder die dort auf Grund eines Gerichtsurteils eine Strafe 
verbüßen. 

Die sowjetische Seite geht davon aus, daß die mit der 
getroffenen Vereinbarung zusammenhängenden Maßnah-
men bis Ende 1959 durchgeführt sein werden. 

Die sowjetische Delegation nimmt die im Verlaufe der 
Verhandlungen von der Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland abgegebene Erklärung zur Kenntnis, daß 
auch seitens der Bundesrepublik Deutschland der Bereit-
schaft Ausdruck gegeben wird, die praktischen Fragen, 
die sich im Zusammenhang mit Anträgen sowjetischer 
Staatsangehöriger auf Ausreise aus der Bundesrepublik 
in die Sowjetunion ergeben, zu prüfen und positiv zu 
entscheiden, und daß sich diese Vereinbarung auf alle 
sowjetischen Staatsangehörigen, die sich infolge des 
Krieges auf dem Gebiet der Bundesrepublik befinden, 
ebenso wie auf deren Ehegatten und Kinder erstreckt. 

Beide Seiten haben im Verlaufe der Verhandlungen 
erklärt, daß sie sich zum Prinzip der Zusammenführung 
von infolge des letzten Krieges getrennten Familien 
bekennen, wobei sie übereingekommen sind, daß jede 
der beiden Seiten auf der Grundlage ihrer Gesetzgebung 
verfahren wird. 

Beide Seiten haben sich damit einverstanden erklärt, 
daß die Zusammenarbeit der Rotkreuz-Gesellschaften der 
beiden Staaten fortgesetzt wird. 

2. Text der deutschen Gegenerklärung 

Ich habe Ihre heutige mündliche Erklärung, die folgen-
den Wortlaut hat, zur Kenntnis genommen (Text der 
sowjetischen Erklärung siehe vorstehend). Meinerseits 
habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Ich nehme Bezug auf das heutige gemeinsame Kommu-
niqué. Außerdem bin ich ermächtigt, mündlich zu erläu-
tern, daß auch seitens der Bundesrepublik Deutschland 
die Bereitschaft besteht, die praktischen Fragen, die sich 
im Zusammenhang mit Anträgen sowjetischer Staats-
angehöriger auf Ausreise aus der Bundesrepublik in die 
Sowjetunion ergeben, zu prüfen und positiv zu entschei-
den, und daß sich diese Vereinbarung auf alle sowjeti-
schen Staatsangehörigen, die sich infolge des Krieges 
auf dem Gebiet der Bundesrepublik befinden, ebenso wie 
auf deren Ehegatten und Kinder erstreckt. 

Beide Seiten haben im Verlaufe der Verhandlungen 
erklärt, daß sie sich zum Prinzip der Zusammenführung 
von infolge des letzten Krieges getrennten Familien 
bekennen, wobei sie übereingekommen sind, daß jede 
der beiden Seiten auf der Grundlage ihrer Gesetzgebung 
verfahren wird. 

Beide Seiten haben sich damit einverstanden erklärt, 
daß die Zusammenarbeit der Rotkreuz-Gesellschaften der 
beiden Staaten fortgesetzt wird. 
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Anlage III 

Langfristiges Abkommen über den Waren- und Zahlungsverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

DIE REGIERUNG 
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

und 
DIE REGIERUNG DER 

UNION DER SOZIALISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN, 

IN DER ERWÄGUNG, daß die weitere Entwicklung der 
Handelsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken den Interessen der beiden Staaten entspricht, 

UND IN DEM WUNSCHE, eine feste Grundlage für 
den Waren- und Zahlungsverkehr zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken zu schaffen, 

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN: 

Artikel 1 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die 
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken ergreifen im Rahmen der in ihren Staaten geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen die erforderlichen Maßnah-
men, um den gegenseitigen Warenverkehr und den 
gegenseitigen Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des 
Handels und der sonstigen Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen den beiden Staaten zu fördern. 

Artikel 2 

In der Zeit vom 1. Januar 1958 bis zum 31. Dezember 
1960 soll der Warenverkehr zwischen den beiden Staaten 
nach den diesem Abkommen anliegenden Listen A und B 
durchgeführt werden. 

Die zuständigen Stellen der beiden Staaten erteilen 
unverzüglich gemäß den jeweils in ihren Staaten gelten-
den Gesetzen, Vorschriften und Bestimmungen Einfuhr- 
und Ausfuhrlizenzen für die in diesen Listen genannten 
Waren. 

Die beiden Regierungen ergreifen alle in ihren Kräf-
ten stehenden Maßnahmen, um die vollständige Ausnut-
zung der in den Listen A und B vorgesehenen Kontin-
gente zu ermöglichen. Zu diesem Zwecke sowie zur Ge-
währleistung eines gleichmäßigen Ablaufs des gegen-
seitigen Warenverkehrs tragen die beiden Regierungen 
dafür Sorge, daß die in diesen Listen vorgesehenen Kon-
tingente in jedem Jahr der Geltungsdauer dieses Ab-
kommens nach Möglichkeit gleichmäßig halbjährlich aus-
genutzt werden können. Bei Waren, deren Lieferung an 
bestimmte Jahreszeiten gebunden ist, wird die Einfuhr 
und Ausfuhr im Laufe der Saison ermöglicht. 

Artikel 3 

Die in Artikel 2 genannten Listen werden im gegen-
seitigen Einvernehmen beim Abschluß der jährlichen 
Protokolle über den Warenverkehr zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken den Verhältnissen angepaßt und er-
gänzt. 

Artikel 4 

Beide Regierungen verhalten sich wohlwollend gegen-
über der Erteilung von Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen für 
Waren, die nicht in den in Artikel 2 genannten Listen 
aufgeführt sind, bzw. für Warenmengen, die über die 
dort genannten Mengen hinausgehen. 

Artikel 5 

Zahlungen aus dem Warenverkehr zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Union der Sozialisti-
schen Sowjetrepubliken und aus damit im Zusammen-
hang stehenden Transaktionen sowie alle anderen lau-
fenden Zahlungen zwischen den beiden Staaten erfolgen 
über beschränkt konvertierbare Deutsche-Mark-Konten, 
die von der Staatsbank der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken bei der Deutschen Bundesbank und bei 
Geldinstituten in der Bundesrepublik Deutschland eröff-
net werden. 

Auf die in Absatz 1 genannten Konten der Staatsbank 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken finden 
die allgemein geltenden Bestimmungen für Konten dieser 
Art Anwendung. 

Soweit es nach den Devisenbestimmungen beider Staa-
ten zulässig ist, können Zahlungen auch in anderer Wäh-
rung als in Deutscher Mark geleistet und entgegenge-
nommen werden. 

Artikel 6 

Die Deutsche Bundesbank und die Staatsbank der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken regeln im 
gegenseitigen Einvernehmen das technische Verfahren 
für die Durchführung des Zahlungsverkehrs gemäß Ar-
tikel 5 und vereinbaren im Rahmen der für beschränkt 
konvertierbare Deutsche-Mark-Konten geltenden Bestim-
mungen die Bedingungen für die Führung des Kontos 
der Staatsbank der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken bei der Deutschen Bundesbank. 

Artikel 7 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die 
Regierung der Union der Sozialistischen Sowjetrepubli-
ken benennen ihre Bevollmächtigten, die auf Vorschlag 
einer der beiden Regierungen in der Regel abwechselnd 
in einem der beiden Staaten zusammentreffen, um die 
Erfüllung dieses Abkommens zu prüfen und erforder-
lichenfalls Empfehlungen, die eine ordnungsgemäße Er-
füllung des Abkommens gewährleisten sollen, sowie et-
waige Vorschläge zur Verbesserung der Handelsbezie-
hungen zwischen den beiden Staaten auszuarbeiten. 

Artikel 8 

Das Abkommen tritt am Tage der Unterzeichnung in 
Kraft, wobei seine Bestimmungen vom 1. Januar 1958 ab 
wirksam werden; es gilt bis zum 31. Dezember 1960. 

GESCHEHEN zu Bonn am 25. April 1958 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wo-
bei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik 

Deutschland 

gezeichnet: 

von Brentano 

Lahr 

Für die Regierung 
der Union der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken 

gezeichnet: 

A.Mikojan 

P. Kumykin 
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Anlage 

zum Langfristigen Abkommen über den Waren- 
und Zahlungsverkehr zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken vom 25. April 1958 

Liste A 

Kontingente der Waren für die Einfuhr aus dem Gebiet der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1958 bis 1960 

Maß

-

einheit 1958 1959 	1960 

1. Getreide 1000 t 150 Die Frage der Getreide

-

einfuhr wird Gegen

-

stand alljährlich recht

-

zeitig zwischen den 
beiden Regierungen zu 
führender Verhand

-

lungen sein. 

2. Krabbenkonserven Mill. DM 4 4,5 	5 
3. Kaviar und Fisch- 
konserven 

Mill. DM 2,5 3 	3 

4. Därme Mill. DM 4,2 4,2 	4,2 
5. Schnittholz*) 1000 cbm 300 350 	400 

6. Rundholz 1000 fm 575 600 	650 

7. Sperrholz 1000 cbm 2,5 2,5 	2,5 

8. Zellulose 1000 t 5 10 	10 

9. Steinkohle 1000 t 400 500 	600 

10. Pyritabbrände 1000t 100 100 	100 
11. Manganerz 1000 t 60 60 	80 
12. Chromerz 1000t 30 30 	30 

13. Asbest 1000t 20 25 	30 
14. Roheisen 1000 t — 75 	75 
15. Ferrochrom 1000 t 2,5 2,5 	2,5 
16. Ferrosilizium 1000 t 3,5 3,5 	3,5 
17. Wolframkonzentrat 1000 t 1 1,2 	1,5 
18. Zink 1000t 4 4 	4 
19. Zinn 1000t 2 3 	4 
20. Antimon 1000 t 1 1,5 	2 
21. Platin kg 800 1000 	1000 
22. Palladium kg 800 900 	1000 

23. Maschinen und 
Ausrüstungen Mill. DM 20 25 	30 

24. Erdöl 1000t 500 700 	1000 
25. Dieselöl 1000t 120 120 	120 
26. Heizöl 1000 t 300 300 	300 
27. Autobenzin 1000 t 10 10 	10 

Maß

-

einheit 1958 1959 	1960 

28. Grundöle 1000t 15 15 	15 
29. Chemische 

Erzeugnisse Mill. DM 5 6 	7 
30. Benzol 1000t 20 20 	25 
31. Apatitkonzentrat 1000 t 100 Die Mengen werden 

rechtzeitig auf Grund 
einer weiteren Verein-
barung festgesetzt 

32. Terpentinöl 1000 t 1,5 1,5 	1,5 
33. Medikamente und 

Rohdrogen Mill. DM 0,5 0,5 	0,5 
34. Baumwolle 1000 t 10 14 	15 
35. Unters 1000 t 3 3 	3 
36. Flachs 1000t 8 8 	10 
37. Hanf 1000t 4 6 	7 
38. Feine Ziegenhaare Tonne 150 200 	250 
39. Kamelhaare Tonne 500 500 	500 
40. Rohtabak 1000 t 1,5 2 	2,5 
41. Druckerzeugnisse Mill, DM 1,5 1,5 	1,5 
42. Erzeugnisse der 

Filmindustrie p. m. p. m. 	p. m. 
43. Sonstige Waren 
(Apatiterz, Kaolin, Bernstein, 
Braunstein, Steinkohlenteer

-

pech, Naphthalin, Glyzerin, 
Tierhaare und Borsten, Bett-
federn und Daunen, Pelzfelle, 
Fischmehl sowie für den Kon-
sum bestimmte Waren und 
andere Waren) 

Mill. DM 50 65 	100 

*) Die Aufteilung der Schnittholzlieferungen nach Sortimenten auf die Kon-
tingente für die Jahre 1959 und 1960 wird rechtzeitig vereinbart werden. 

Anmerkungen: 

1. Die Liste umfaßt nur Waren, deren Ursprung und Herkunft im Gebiet 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken liegen. Durch Transit-
handels- und Reexportgeschäfte bezogene Waren werden auf die in die-
ser Liste festgelegten Kontingente nur im Einvernehmen der zuständigen 
Stellen der beiden Staaten angerechnet. 

2. Die in Werten angegebenen Warenkontingente der vorstehenden Liste 
gehen von Preisen fob oder frei Grenze des Ausfuhrlandes aus. 

Anlage 

zum Langfristigen Waren- und Zahlungsabkom-
men zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
vom 25. April 1958 

Liste B 
Kontingente der Waren für die Einfuhr aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland in das Gebiet der 

Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in den Jahren 1958 bis 1960 

Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

Insgesamt 
1958 bis 1960 

1. Komplette Werksausrüstung für die 
Produktion von Zementfaserplatten 
mit je 25 000 cbm Jahreskapazität 1 komplette Aus-

rüstung 

2. Maschinen zur Fertigung von Asbest

-

Zementtafeln 2 Stück 

3. Ausrüstung für Betriebe zur Herstel-
lung von Holzspanplatten mit je 
15 000 t Jahreskapazität 9 komplette Aus-

rüstungen 

Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

Insgesamt 
1958 bis 1960 

4. Kohleaufbereitungsbetriebe (Projek

-

tierung und Lieferung der Ausrüstun-
gen) zur Aufbereitung in schweren 
Medien fü 2 Mill. t und 8 Mill. t 
Kohle Jahreskapazität 2 komplette 

Werke 
5. Agglomerationsanlage zum Sintern 
von Bleikonzentraten mit Unter-
gebläse und Verwendung von Schwe-
feldioxyd und einer Herdfläche von 
75 qm, Typ „Lurgi" 1 komplette 

Anlage 
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Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

Insgesamt 
1958 bis 1960 

6. Elektromagnetische Separatoren zum 
Feucht- und Trockenmahlen von 
Erzen, Trommeldurchmesser 0,7 bis 
0,9 m, Trommellänge 1,5 bis 3 m 30 Stück 

7. Mehreimer-Kohlen- und -Erzbagger 
mit 900 bis 1500 cbm Stundenleistung, 
Eimerinhalt 400 bis 700 Liter 2 Stück 

8. Rotorbagger für hartes Gestein, Eimer-
inhalt 700 Liter 2 Stück 

9. Gesteinsbagger, Eimerinhalt 6 bis 
8 cbm 10 Stück 

10. Schwere Fließbänder mit Band aus 
nichtbrennbarem Material, Bandbreite 
bis 2 m, Bandlänge bis 1000 m 10 Stück 

11. Aggregat für kontinuierliche Dekar-
bonisierung von Transformatorstahl-
blechen 1 komplettes 

Aggregat 

12. Schnelltransferstraßen für kontinuier-
liches elektrolytisches Verzinnen von 
Blechen 2 komplette 

Straßen 

13. Einzelne Maschinen und Aggregate 
für Betriebe zum Kaltwalzen von 
Platten und Blechen 32 Mill. DM 

14. Gießerei-Ausrüstungen 32 Mill. DM 

15. Zweibackige Scheren für die Fein

-

straßen „250" und „300" 4 komplette 
Scheren 

16. Quecksilbergleichrichter 500 000 kw 

17. Hochfrequenzgeneratoren, Leistung 
175 bis 500 kw, Frequenz 2500 bis 
8000 Hertz 60 Stück 

18. Dampfkessel-Armaturen für 400 atü 
und 650°  C 60 Tonnen 

19. Paketierpressen für Metallabfälle für 
Drücke bis 1000 t 5 Stück 

20. Prägepressen, Druck 200 t 20 Stück 

21. Schmiedemaschinen mit horizontaler 
und vertikaler Matrizentrennung für 
Rundeisen mit Durchmesser von 10 Zoll 10 Stück 

22. Komplette Ausrüstungen für die Her-
stellung von Muttern und Schrauben 25 komplette 

Ausrüstungen 

23. Ausrüstung für die Produktion von 
Ketten mittels einnahtigem Zusam-
menschmelzen der Glieder 1 komplette 

Ausrüstung 

24. Gußmaschinen für thermoplastische 
Kunststoffe, Fassungsvermögen bis 
2,5 kg 10 Stück 

25. Greifer, gummibereift, Tragkraft bis 
15t 5 Stück 

26. Spezialwerkzeugmaschinen-Aggregate 
und Transferstraßen für die Bearbei-
tung von Automobil-, Traktor- und 
anderen Einzelteilen 42 Mill. DM 

27. Schleifbänke für die Kugellager

-

industrie 200 Stück 

Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

Insgesamt 
1958 bis 1960 

28. Kühlschiff mit 3240 t Tragfähigkeit 
und Fahrgeschwindigkeit von 
14,5 Knoten 1 Einheit 

29. Schiffsmechanismen für Fischereifahr-
zeuge 7,5 Mill. DM 

30. Ersatzteile für Schiffe 5 Mill. DM 

31. Ausrüstung für die Herstellung von 
Paraxylol und Dimethylterephthalat 
mit 6000 t Dimethylterephthalat Jah-
reskapazität 20 Mill. DM 

32. Ausrüstung für die Herstellung von 
Dimethylterephthalatfaser mit 5000 t 
Stapel- und Cordfaser Jahreskapazität 26 Mill. DM 

33. Werkausrüstung für die Produktion 
von Kunstfaser des Types Nylon und 
von Kaprolaktam 11 Mill. DM 

34. Anlagen für die Herstellung von 
Waschmitteln aus Erdölverarbeitungs-
produkten 3 Stück 

35. Kautschukmischmaschinen für 2 Ge

-

schwindigkeiten mit 140 Liter Kammer-
inhalt 5 Stück 

36. Kautschukmischmaschinen für 2 Ge

-

schwindigkeiten mit 55 Liter Kammer-
inhalt 5 Stück 

37. Komplette Ausrüstung für die Pro

-

duktion von Schaumgummi mit 10 000 t 
Jahreskapazität 1 komplette 

Ausrüstung 

38. Ausrüstungen zur Herstellung von 
Kunststoffen 50 Mill. DM 

39. Kontinuierlich arbeitende Vulkanisa-
toren zum Vulkanisieren von Keil-
riemen 5 Stück 

40. Pressen zum Vulkanisieren von Bän-
dern für Fließbänder 5 Stück 

41. Kontinuierlich arbeitende Vulkanisa-
toren zum Vulkanisieren von Gummi 
für Offset-Maschinen 5 Stück 

42. Fischverarbeitende Kühl- und Gefrier-
ausrüstungen für Fischdampfer vom 
Typ „Puschkin" 10 komplette 

Ausrüstungen 

43. Technologische Ausrüstungen für die 
Gewinnung von Walfischtran und die 
Verarbeitung von Walfischen 3 komplette 

Ausrüstungen 

44. Automaten zum Abfüllen und Ver-
packen von Streuerzeugnissen 10 Stück 

45. Maschinen zum Waschen, Silikani

-

sieren und Einfüllen in Flaschen von 
Penicillin mit einer Einfülleistung 
von 60 Fläschchen je Minute 15 Stück 

46. Ausrüstungen für die Leichtindustrie 14 Mill. DM 

47. Polygraphische Ausrüstungen 14 Mill. DM 

48. Verschiedene Geräte, Fernsehaus

-

rüstungen und Instrumente 18 Mill. DM 

49. Sonstige Ausrüstungen 95 Mill. DM 
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Rohstoffe, Halbfertigwaren und andere Erzeugnisse 

Maß

-

einheit 1958 1959 1960 

50. Kabelerzeugnisse Mill. DM — 16 21 

51. Eisen- und Stahl

-

Walzgut 1000 t 1501 200') 250") 

52. Kaltwalzband 1000 t 3,6 3,6 3,6 

53. Silberstahl Tonne 100 100 100 

54. Rohre, geschweißt, 
große Durchmesser 1000 t — 35 35 

55. Chemische Erzeug-
nisse Mill. DM 21 21 26 

56. Medikamente und 
medizinische 
Instrumente Mill. DM 1 4 6 

57. Stapelfaser 1000 t 4 4 4 

58. Kunstseidengarne Tonne 500 500 500 

59. Cordgewebe Mill. m 1 p. m. p. m. 

Maß

-

einheit 1958 1959 1960 

60. Wollgewebe Mill. DM 5 10 10 

61. Leder Mill. DM 5 10 10 

62. Lederschuhe Mill. DM 5 10 10 

63. Druckerzeugnisse Mill. DM 1,5 1,5 1,5 

64. Erzeugnisse der 
Filmindustrie p. m: p. m: p. m: 

65. Sonstige Waren 
(Stahltrossen, 
Spezialpapiere und 
andere Waren) Mill. DM 30 30 30 

*) Davon bis 10 % aus legierten Stählen. 

Anmerkungen: 

1. Diese Liste umfaßt nur Waren, deren Ursprung und Herkunft im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland liegen. Durch Transithandels- und Re-
exportgeschäfte bezogene Waren werden auf die in dieser Liste fest-
gelegten Kontingente nur im Einvernehmen der zuständigen Stellen der 
beiden Staaten angerechnet 

2. Die in Werten angegebenen Warenkontingente der vorstehenden Liste 
gehen von Preisen fob oder frei Grenze des Ausfuhrlandes aus. 

Auswärtiges Amt Bonn, den 25. April 1958 

Herr Minister! 

Anläßlich der heute erfolgten Unterzeichnung eines Lang-
fristigen Abkommens über den Waren- und Zahlungsverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken beehre ich mich zu bestätigen, 
daß Einverständnis über folgendes erzielt wurde: 

Die zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutschland 
werden den Wirtschaftskreisen in der Bundesrepublik Deutsch-
land, die zuständigen Stellen der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken werden den Außenhandelsorganisationen 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken empfehlen, 
alsbald in Verhandlungen 

über den Abschluß von Vereinbarungen über allgemeine 
Lieferbedingungen 

sowie 

über Fragen der Schiedsgerichtsbarkeit 
einzutreten. 

Empfangen Sie, Herr Minister, die Versicherung meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 

Lahr 

An den 
Stellvertreter des Ministers für Außenhandel 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Herrn P. N. Kumykin 

Bonn 
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Anlage IV 

Protokoll über den Warenverkehr 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

im Jahre 1958 

GEMÄSS Artikel 3 des Langfristigen Abkommens über 
den Waren- und Zahlungsverkehr vom 25. April 1958 
haben die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und die Regierung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1958 die in der anliegenden Liste A 1 festgesetzten Kon-
tingente für die Einfuhr aus der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken in die Bundesrepublik Deutschland und 
die in der anliegenden Liste B 1 festgesetzten Kontingente 
für die Einfuhr aus der Bundesrepublik Deutschland in die 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken vereinbart. 

GESCHEHEN zu Bonn am 25. April 1958 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Regierung 
der Bundesrepublik 

Deutschland 

gezeichnet: 

von Brentano 

Lahr 

Für die Regierung 
der Union der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken 

gezeichnet: 

A. Mikojan 

P. Kumykin 

Anlage 

zum Protokoll über den Warenverkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken im Jahre 1958 
vom 25. April 1958 

Liste A 1 
Kontingente der Waren für die Einfuhr aus dem Gebiete der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in das Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1958 

1, Getreide 150 000 Tonnen*) 
2. Krabbenkonserven 4,0 Mill. DM 
3. Kaviar und Fischkonserven 2,5 Mill. DM 
4. Därme 4,2 Mill. DM 
5. Ölkuchen 30 000 Tonnen 
6. Schnittholz 300 000 cbm 
7. Rundholz 575 000 fm 

davon: 
Nadelsägerundholz 	75 000 fm 
Grubenholz 	 250 000 fm 
Faserholz 	 250 000 fm 

8. Sperrholz 2 500 cbm 
9. Zellulose 5 000 Tonnen 
10. Steinkohle 400 000 Tonnen 

davon: 
150 000 t Gasflammkohle, 
Rest: Anthrazit und /oder 
Kokskohle 

11. Pyritabbrände 100 000 Tonnen 
12. Manganerz 60 000 Tonnen 
13. Chromerz 30 000 Tonnen 
14. Asbest 20 000 Tonnen 

15. Ferrochrom 2 500 Tonnen 

16, Ferrosilizium 3 500 Tonnen 
17, Wolframkonzentrat 1 000 Tonnen 

18. Zink 4 000 Tonnen 

19. Zinn 2 000 Tonnen 

20. Antimon 1 000 Tonnen 

21. Platin 800 kg 

22. Palladium 800 kg 

23. Maschinen und Ausrüstungen 20 Mill. DM 

24. Erdöl 500 000 Tonnen 

25. Dieselöl 120 000 Tonnen 

26. Heizöl 300 000 Tonnen 

27. Autobenzin 10 000 Tonnen 
28. Grundöle 15 000 Tonnen 
29. Chemische Erzeugnisse 5 Mill. DM 
30. Benzol 20 000 Tonnen 
31. Apatitkonzentrat 100 000 Tonnen 
32. Naphtalin p. m. 
33. Steinkohlenteerpech 10 000 Tonnen 
34. Terpentinöl 1 500 Tonnen 
35. Medikamente und Rohdrogen 0,5 Mill. DM 
36. Glyzerin 1 000 Tonnen 
37. Baumwolle 10 000 Tonnen**) 
38. Linters 3 000 Tonnen 
39. Flachs 8 000 Tonnen 
40. Hanf 4 000 Tonnen 
41. Feine Ziegenhaare 150 Tonnen 
42. Kamelhaare 500 Tonnen 
43. Bettfedern und Daunen 3 Mill. DM 
44. Tierhaare und Borsten 2 Mill. DM 
45. Pelzfelle 13,5 Mill. DM 
46. Rohtabak 1 500 Tonnen 
47. Druckerzeugnisse 1,5 Mill. DM 
48. Erzeugnisse der Filmindustrie p, m. 
49. Sonstige Waren (Apatiterz, Kaolin, 

Bernstein, Fischmehl, für den Konsum 
bestimmte Waren und andere Waren) 20 Mill. DM 

*) Gerste, Hafer, Mais aus der Ernte des Jahres 1958 mit Import bis 
1. Juli 1959. 

**) Davon 5000 t aus der Ernte des Jahres 1958, wobei Lieferung teilweise 
zu Anfang des Jahres 1959 erfolgen kann. 

Anmerkungen: 
1. Diese Liste umfaßt nur Waren, deren Ursprung und Herkunft im Gebiet 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken liegen. Durch Transit-
handels- und Reexportgeschäfte bezogene Waren werden auf die in dieser 
Liste festgelegten Kontingente nur im Einvernehmen der zuständigen 
Stellen der beiden Staaten angerechnet. 

2. Die in Werten angegebenen Warenkontingente der vorstehenden Liste 
gehen von Preisen fob oder frei Grenze des Ausfuhrlandes aus. 
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Anlage 
zum Protokoll über den Warenverkehr zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken im Jahre 1958 
vom 25. April 1958 

Liste B 1 

Kontingente der Waren für die Einfuhr aus dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland in das Gebiet der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken im Jahre 1958 

Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

1. Ausrüstungen für Betriebe zur Her-
stellung von Holzspanplatten mit je 
15 000 t Jahresleistung 7 komplette 

Ausrüstungen 

2. Hochfrequenzgeneratoren, Leistung 
175-500 kw, Frequenz 2500-8000 
Hertz 33 Stück 

3. Automatische Gesenkpressen für 
Eisenteile von Elektromotor-Rotoren 
u. -Statoren, für Drücke von 100-200 t 10 Stück 

4. Paketierpresse für Metallabfälle für 
Drücke bis 1000 t 1 Stück 

5. Hydraulische Presse zum Prüfen von 
Rohren mit einer Stundenleistung bis 
zu 3000 Stück, bei einem Durchmesser 
von 1 /2 Zoll 1 Stück 

6. Hydraulische Presse für Kunststoffe 1 Stück 

7. Blechbiegemaschinen 150 X 2000 und 
16 X 2000 mm 3 Stück 

8. Schleifbänke für die Kugellager-
industrie 50 Stück 

9. Kühlschiff mit 3240 t Tragfähigkeit 
und 14,5 Knoten Fahrgeschwindigkeit 1 Einheit 

10. Saugbagger für den Einsatz auf See 
mit Eigenantrieb und einer Stunden-
leistung von 800 cbm 1 Einheit 

11. Ersatzteile für Schiffe 500 000 DM 

12. Ausrüstungen für die Erzeugung von 
Paraxylol und Dimethylterephthalat 
mit einer Jahresleistung von 6000 t 
Dimethylterephthalat 20 Mill. DM 

13. Anlage für die Herstellung von 
Waschmitteln aus Erdölderivaten 1 Stück 

14. Destillations- und Extraktionsanlagen 
für die chemische Industrie 2 Stück 

15. Vakuum-Eindampfanlagen 5 Stück 

16. Fischverarbeitende Kühl- und Gefrier-
ausrüstungen für Fischdampfer vom 
Typ „Puschkin" 10 komplette 

Ausrüstungen 

17. Technologische Ausrüstungen für die 
Gewinnung von Walfischtran und die 
Verarbeitung von Walfischen 2 komplette 

Ausrüstungen 

18. Abfüll- und Paketierautomaten für 
Nahrungsmittel 4 Stück 

19. Schnellautomaten für die Abfüllung 
von Waschpulver in Pappschachteln 4 Stück 

20. Komplette Reihenausrüstungen für 
das Abfüllen von Weinen mit einer 
Stundenleistung bis zu 3000 Flaschen 8 komplette 

Ausrüstungen 

Maschinen, Ausrüstungen verschiedener 
Art und Schiffe 

21. Ausrüstungen für die Leichtindustrie 800 000 DM 

22. Polygraphische Ausrüstungen 1 Mill. DM 

23. Verschiedene Geräte, Fernseh-
ausrüstungen und Instrumente 3 Mill. DM 

24. Verschiedene Ausrüstungen 

darunter: 

27 Mill. DM 

Ausrüstung für die kontinuierliche 
Herstellung von Holzspanplatten 1 komplette 

Ausrüstung 

Hydraulische Pressen vom Typ 
„HVAPO" 5 Stück 

Wasserwirbelbremsen 4 Stück 

Walzentrockner für die Zement-
industrie 200 000 DM 

Reaktionsapparat aus Tantal 1 Stück 

Spritzpressen zum Auftragen von 
Polyäthylen- und Chlorvinylüber-
zügen auf Kabel 5 Stück 

Säure-Kolbenpumpen 6 Stück 

Fernschreiber 100 Stück 

Rohstoffe, Halbfertigwaren und andere 
Erzeugnisse 

25. Eisen- und Stahlwalzgut 150 000 Tonnen *) 

26. Kaltwalzband 3 600 Tonnen 

27. Silberstahl 100 Tonnen 

28. Chemische Erzeugnisse 21 Mill. DM 

29. Medikamente und medizinische 
Instrumente 1 Mill. DM 

30. Stapelfaser 4 000 Tonnen 

31. Kunstseidengarne 500 Tonnen 

32. Cordgewebe 1 Mill. Meter 

33. Wollgewebe 5 Mill. DM 

34. Leder 5 Mill. DM 

35. Lederschuhe 5 Mill. DM 

36. Druckerzeugnisse 1,5 Mill. DM 

37. Erzeugnisse der Filmindustrie p. m. 

38. Sonstige Waren (Stahltrossen, Spezial-
papiere und andere Waren) 30 Mill. DM 

*) Davon bis 10 % aus legierten Stählen. 

Anmerkungen: 

1. Diese Liste umfaßt nur Waren, deren Ursprung und Herkunft im Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland liegen. Durch Transithandels- und Re-
exportgeschäfte bezogene Waren werden auf die in dieser Liste fest-
gelegten Kontingente nur im Einvernehmen der zuständigen Stellen der 
beiden Staaten angerechnet. 

2. Die in Werten angegebenen Warenkontingente der vorstehenden Liste 
gehen von Preisen fob oder frei Grenze des Ausfuhrlandes aus. 
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Der Präsident 
des Bundesrates 

Bonn, den 18. Juli 1958 

An den 
Herrn Bundeskanzler 

Auf das Schreiben vom 26. Juni 1958 — 11 — 31109 — 3384/58 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
196. Sitzung am 18. Juli 1958 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen 
vom 25. April 1958 über Allgemeine Fragen 
des Handels und der Seeschiffahrt zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung: 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich aus Artikel 105 
Abs. 3 GG in Verbindung mit Artikel 2 des Abkommens und 
Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe e der Anlage zu dem Abkommen. 
Die von diesen Bestimmungen erfaßten Steuern stehen in 
ihrem Aufkommen den Ländern ganz oder teilweise zu. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Ferner hat der Bundesrat gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund-
gesetzes beschlossen, gegen den 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Konsular

-

vertrag vom 25. April 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union 

der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim-
mung bedarf. 

Max Brauer 

Vizepräsident 


